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I. Gegenstand 


A. Auftrag 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 194. Sitzung 
am 21. Juni 1972 bei der Verabschiedung des Ge- 
setzes zur Regelung der gewerbsmäßigen Arbeit- 
nehmerüberlassung (Arbeitnehmerüberlassungsge- 
setz — AÜG) aufgrund eines Antrags des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung die Bundes- 
regierung ersucht, ihm alle zwei Jahre, erstmals 
zum 30. Juni 1974, über die bei der Anwendung des 
Gesetzes gewonnenen Erfahrungen zu berichten. 


B. Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 

Das Gesetz zur Regelung der gewerbsmäßigen Ar- 
beitnehmerüberlassung (Arbeitnehmerüberlassungs- 
gesetz — • AUG) vom 7. August 1972 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1393) ist seit dem 12. Oktober 1972 in 
Kraft. 

Das AUG hat der gewerbsmäßigen Arbeitnehmer- 
überlassung (Leiharbeit) erstmals einen gesetzli- 
chen Rahmen gegeben, nachdem das Bundesverfas- 
sungsgericht am 4. April 1967 (BVerfGE 21, 261 ff.) 
§ 37 Abs. 3 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) als verfas- 
sungswidrig aufgehoben hatte. Diese Vorschrift 
hatte jede gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlas- 
sung der Arbeitsvermittlung gleichgestellt und da- 
mit grundsätzlich verboten. 

Die völlige Freigabe der gewerbsmäßigen Arbeit- 
nehmerüberlassung führte bald zu erheblichen Miß- 
ständen. 

Das Hauptanliegen des AUG ist es, die arbeits- 
rechtliche und soziale Stellung des Leiharbeitneh- 
mers zu sichern, den aufgetretenen Mißständen 
wirksam zu begegnen, wirtschaftlich sinnvolle For- 
men der Arbeitnehmerüberlassung zu ermöglichen 
und den Markt der gewerbsmäßigen Arbeitnehmer- 
überlassung überschaubar zu machen. 

Aus diesem Grunde legt es die alleinige Arbeitge- 
bereigenschaft des Verleihers fest. Der Entleiher 
haftet als gesamtschuldnerischer Bürge für die vom 
Verleiher für den Leiharbeitnehmer abzuführenden 
Sozialabgaben. Die gewerbsmäßige Arbeitnehmer- 
überlassung ist nur mit einer Erlaubnis der Bundes- 
anstalt für Arbeit (Bundesanstalt) zulässig, die erst 
nach Prüfung der Zuverlässigkeit des Verleihers er- 


teilt wird. Bei Überlassung durch einen nicht zuge- 
lassenen Verleiher fingiert das AUG ein Arbeits- 
verhältnis zwischen Leiharbeitnehmer und Entlei- 
her. Befristete Arbeitsverträge zwischen Verleiher 
und Leiharbeitnehmer sind nur bei Vorliegen eines 
sachlichen Grundes in der Person des Leiharbeit- 
nehmers zulässig. Beschränkungen des Arbeits Ver- 
hältnisses mit dem Leiharbeitnehmer auf die Zeit 
der erstmaligen Überlassung an einen Entleiher und 
eine drei aufeinanderfolgende Monate überschrei- 
tende Überlassung eines Leiharbeitnehmers an ei- 
nen Entleiher sind untersagt. Dem Verleiher wer- 
den umfangreiche statistische Meldepflichten und 
dem Entleiher die Pflicht zur Abgabe von Kontroll- 
meldungen auferlegt. Der Verleiher unterliegt der 
Aufsicht durch die Bundesanstalt. Sein Vertrag mit 
dem Leiharbeitnehmer muß zu dessen Schutz einen 
bestimmten Mindestinhalt haben. 

Zur Bekämpfung der illegalen Ausländerbeschäfti- 
gung ist die Überlassung eines nichtdeutschen 
Leiharbeitnehmers ohne Arbeitserlaubnis durch ei- 
nen nicht zugelassenen Verleiher mit Freiheitsstra- 
fe oder erheblicher Geldstrafe bedroht. Außerdem 
haftet der Arbeitgeber für die Kosten der Abschie- 
bung eines nichtdeutschen Arbeitnehmers, den er 
ohne Arbeitserlaubnis beschäftigt hat. 


C. Ziel 

Der Bericht soll erstmals die Zustände auf dem 
Leiharbeitsmarkt anhand statistisch erhobener Da- 
ten darstellen und über die Erfahrungen bei der 
praktischen Anwendung des Gesetzes berichten. Er 
soll es den gesetzgebenden Körperschaften ermögli- 
chen, die Auswirkungen des AUG, mit dem nach 
dem Bericht des bei der Beratung federführenden 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung gesetz- 
geberisches Neuland betreten wurde, anhand von 
Erfahrungswerten zu beobachten und notwendig 
gewordene Änderungen und Ergänzungen der ge- 
setzlichen Bestimmungen frühzeitig zu erörtern. Der 
Bericht geht deswegen nicht auf sämtliche Darle- 
gungen in den von der Bundesregierung eingehol- 
ten Stellungnahmen ein, insbesondere soweit sie 
nicht auf tatsächlichen Erfahrungen beruhen oder 
nur theoretische Ausführungen enthalten, die be- 
reits während der Beratungen des AUG Gültigkeit 
hatten. 
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II. Grundlagen 


A. Quellen 

Der Bericht wertet die im AÜG eingeführten halb- 
jährlichen statistischen Meldungen der Verleiher 
aus. Br stützt sich auf einen lErfahrungsbericht des 
Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit. 

Außerdem hat die Bundesregierung Stellungnahmen 
der Aiibeitsminister und Senatoren für Arbeit, der 
Innenminister und Senatoren für Inneres, der Ju- 
stizminister und Senatoren der Justiz sowie der Fi- 
nanzminister und Senatoren für Finanzen der Län- 
der, des Deutschen Gewerkschaftsbundes, der Deut- 
schen Angestellten-Gewerkschaft, der Bundesverei- 
nigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, des 
Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger, 
der Bundesversicherungsanstait für Angestellte, des 
Bundesverbandes der Ortskrankenkassen, des Bun- 
desverbandes der Betrieibskrankenkassen, des Bun- 
desverbandes der Innungskrankenkassen, des Bun- 
desverbandes der landwirtschaftlichen Krankenkas- 
sen, des Verbandes der Arbeiter-Ersatzkassen, des 
Verbandes der Angestellten-Krankenkassen, der 
Bundesknappschaft, des Hauptverbandes der ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften, der Bundesar- 
beitsgemeinschaft der gemeindlichen Unfallversi- 
cherungsträger, des Unternehmensverbandes für 
Zeit-Arbeit, des Bundesverbandes Personal-Leasing, 
des Deutschen Industrie- und Handelstages und des 
Deutschen Handwerkskammertages verwertet. Fer- 
ner wurde die umfangreiche Literatur zum AÜG be- 
rücksichtigt. 


B. Aussagekraft 

Die statistischen Angaben über Zahl und Arten der 
Leiharbeitnehmer beziehen sich nur auf die ge- 


werbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung durch zuge- 
lassene Verleiher, da nur für diese eine Pflicht zur 
Abgabe statistischer Meldungen besteht. Es muß 
mit einer erheblichen Dunkelziffer gerechnet wer- 
den, da in den Fällen, in denen das AÜG umgangen 
wird, statistische Angaben nicht vorliegen. 

Die meisten Stellungnahmen sind sich darüber ei- 
nig, daß für ein abschließendes Urteil über die 
Wirksamkeit des AÜG der Erfahrungszeitraum zu 
kurz ist, zumal das Gesetz bisher von der Bundes- 
anstalt noch nicht in vollem Umfang durchgeführt 
werden konnte. 

Nach dem Erfahrungsbericht der Bundesanstalt 
konnte erst im Mai 1973 ausreichendes Personal zur 
Durchführung des AÜG bereitgestellt werden. Die 
Erfahrungsberichte der Landesarbeitsämter, auf de- 
nen der Bericht der Bundesanstalt beruht, wurden 
im Oktober 1973 abgegeben. In den nur fünf Mona- 
ten eines wirkungsvollen Personalansatzes waren 
ausreichende Erfahrungen nicht zu sammeln. Auch 
die Bundesanstalt betont in ihrer Stellungnahme 
daher, daß aufgrund der bisherigen Erfahrungen ein 
abschließendes Urteil noch nicht möglich ist. 

In der Zwischenzeit verstärkte die Bundesanstalt 
ihre Bemühungen um eine wirkungsvolle Durchfüh- 
rung. Trotzdem gelang es noch nicht, alle Rück- 
stände bei der Bearbeitung von Erlaubnisanträgen 
zu erledigen. 

Der Zielsetzung des Berichtes (vgl. I, C.) entspricht 
es im übrigen, den Tatbeständen mehr Raum zu 
widmen, bei denen die Anwendung der gesetzli- 
chen Vorschriften zu wesentlichen Schwierigkeiten 
geführt hat. 


III. Lage der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung 


Alle Stellungnahmen sind sich einig, daß jede Dar- 
stellung der gewerbsmäßigen Ar'beitnehmerüberlas- 
sung zwischen zwei Bereichen zu unterscheiden 
hat. Neben der überschaubaren Tätigkeit der nach 
dem AÜG zugelassenen Verleiher gibt es eine gro- 
ße Anzahl von Verleihern, die sich der Anwendung 
des AüG zu entziehen versuchen. 


A. Umfang 

1. Zugelassene Arbeitnehmerüberlassung 

Statistische Angaben stehen nur für die Tätigkeit 
zugelassener Verleiher zur Verfügung. 


Zahl der Leiharbeitnehmer 

Am 30. Juni 1973 beschäftigten 983 zugelassene 
Verleiher 26 566 männliche und 7 813 weibliche, zu- 
sammen also 34 379 Leiharbeitnehmer. Weitere 281 
Verleiher machten von ihrer Erlaubnis keinen Ge- 
brauch (Tabellen 1 und 5 a). 

Damit war der höchste Stand der Beschäftigung 
von Leiharbeitnehmern im Jahre 1973 erreicht. In 
den folgenden Monaten sank die Zahl der Leihar- 
beitnehmer ständig. Am 31. Dezember 1973 wurden 
von 948 zugelassenen Verleihern noch 19417 Leih- 
arbeitnehmer (13 837 .Männer, 5 580 Frauen) be- 
schäftigt (Tabellen 1 und 5 b). 285 Verleiher be- 
schäftigten am Stichtag keine Leihai'beitnehmer. 
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Die Gründe für den Rückgang der Zahl der Leihar- 
beitnehmer können wegen der Kürze des Beobach- 
tungszeitraums nur vermutet werden. Neben kon- 
junkturellen und saisonalen Einflüssen mögen ein 
allgemeiner Rückgang der Arbeitskräftenachfrage 
und ein stärkeres Ausweichen in echte oder unech- 
te Werkverträge von Bedeutung gewesen sein. 

Auch bei Berücksichtigung einer hohen Dunkelzif- 
fer steht nunmehr fest, daß die Zahl der Leiharbeit- 
nehmer erheblich unter den bisherigen Schätzungen 
liegt, die in der Literatur gelegentlich mit 500 000 
oder sogar Millionen von Leiharbeitnehmern be- 
zeichnet werden. 

In mehreren Wirtschaftsbereichen kommt gewerbs- 
mäßige Arbeitnehmerüberlassung nahezu nicht vor. 
Für knappschaftliche Tätigkeiten im Bergbau, bei 
Tätigkeiten in der Landwirtschaft, im öffentlichen 
Dienst und im Handwerk — mit Ausnahme des 
Bau-, Maler- und Metallhandwerkes — werden 
Leiharbeitnehmer kaum verwendet. Schwerpunkte 
der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung sind 
bei männlichen Arbeitnehmern Schlosser, Mechani- 
ker und zugeordnete Berufe, Bauberufe, Elektriker 
und Hilfsarbeitertätigkeiten (Tabellen 2 a und b). 
Die weiblichen Leiharbeitnehmer sind zu 90 v. H. in 
Büroberufen tätig (Tabellen 3 a und b). 

Nichtdeutsche Leiharbeitnehmer 

Der Anteil nichtdeutscher Arbeitnehmer war und 
ist nur bei den männlichen Leiharbeitnehmern be- 
achtlich. Von 26 566 Leiharbeitnehmern waren am 
30. Juni 1973 11 539 Ausländer. Am stärksten wa- 
ren Jugoslawen (4 164), Niederländer (2 593), Fran- 
zosen (1 665), Türken (1 007) und Italiener (725) 
vertreten (Tabelle 2 a). 

Die Zahl und die Zusammensetzung der ausländi- 
schen Leiharbeitnehmer haben sich infolge der 
Maßnahmen der Bundesregierung zur Einschrän- 
kung der Ausländerbeschäftigung erheblich verän- 
dert. Aufgrund einer Weisung des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung hat die Bundesanstalt 
am 20. August 1973 die Arbeitsämter angewiesen, 
für die Beschäftigung von ausländischen Leiharbeit- 
nehmern Arbeitserlaubnisse nicht mehr zu erteilen. 
Am 31. Dezember 1973 waren nur noch 4 199 männ- 
liche ausländische Leiharbeitnehmer tätig. 1 052 ka- 
men aus den Niederlanden, aus Frankreich 900 und 
aus Italien 419. Sie benötigen als Angehörige eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaften 
keine Arbeitserlaubnis. Aus Jugoslawien stammten 
947 Leiharbeitnehmer und aus der Türkei 298 (Ta- 
belle 2 b). 

Sektoral wiesen die Bauberufe den höchsten Anteil 
an nichtdeutschen Leiharbeitnehmern auf. 

Frühere Tätigkeiten der Leiharbeitnehmer und Dau- 
er der Leiharbeitsverhältnisse 

Von den innerhalb des Jahres 1973 bei den Verlei- 
hern erstmals in ein Leiharbeitsverhältnis eingetre- 
tenen Arbeitnehmern waren 8,5 v. H. der Männer 
und 8,2 V. H. der Frauen vorher überhaupt noch nicht 
beschäftigt, weitere 2,9 v. H. der Männer und 11,3 
V. H. der Frauen hatten ihre letzte Beschäftigung 


vor mehr als einem Jahr aufgegeben. 88,6 v. H. der 
Männer und 80,5 v. H. der Frauen waren dagegen 
unmittelbar oder während des letzten Jahres vor 
Eingehen des Leiharbeitnehmerverhältnisses be- 
schäftigt. Nur 11,4 V. H. der männlichen und 19,5 
V. H. der weiblichen Arbeitnehmer wurden also aus 
der Arbeitsmarktreserve gewonnen. Die gewerbs- 
mäßige Ai^beitnehmerüberlassung führt demnach in 
wesentlich geringerem Umfange als häufig von 
Verleihern dargestellt zur Gewinnung von zusätzli- 
chen Arbeitskräften. In diesem Zusammenhang 
wird gerügt, daß Verleiher vielfach Arbeitskräfte 
gezielt abwerben und sie manchmal dann sogar 
dem früheren Arbeitgeber als Leiharbeitnehmer 
überlassen. 

Die Arbeitsverhältnisse zwischen Verleihern und 
Leiharbeitnehmern sind unterschiedlich lang. Stati- 
stische Angaben liegen nur für die im Kalenderjahr 
1973 beendeten Arbeitsverhältnisse vor (Tabelle 4). 
Nur 2,3 V. H. der Arbeitsverhältnisse männli- 
licher Leiharbeitnehmer und 1,4 v. H. der Ar- 
beitsverhältnisse weiblicher Leiharbeitnehmer dau- 
erten länger als ein Jahr. Die Dauer der Arbeitsver- 
hältnisse von mehr als 80 v. H. der weiblichen und 
männlichen Leiharbeitnehmer lag unter drei Mona- 
ten. 

Die Arbeitnehmerüberlassung wird vor allem in in- 
dustriellen Ballungsräumen betrieben. Regionale 
Schwerpunkte liegen im Bereich des Landesarbeits- 
amtes Nordrhein- Westfalen, in dem mehr als die 
Hälfte aller Erlaubnisanträge gestellt wurde, im 
Landesarbeitsamtsbezirk Rheinland-Rfalz-Saarland 
und in Hessen. In den Küstenländern lassen Werf- 
ten und Stauereibetriebe in größerem Umfang Leih- 
arbeitnehmer tätig werden. 

Zahl der Verleiher 

Während die Zahl der statistisch erfaßten Leihar- 
beitnehmer hinter den Erwartungen zurückblieb, 
beantragten unerwartet viele Verleiher eine Er- 
laubnis zur gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlas- 
sung. Bis 31. Mai 1-974 wurden insgesamt 4 597 Er- 
laubnisse zur gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüber- 
lassung beantragt. Darunter waren 453 Anträge 
nichtdeutscher Verleiher. Von den nichtdeutschen 
Antragstellern waren nur 14 nicht aus Ländern der 
Europäischen Gemeinschaften. Die meisten Antrag- 
steller aus dem EG-Bereich kamen aus Frankreich 
(203) und den Niederlanden (165). 

Bis zum 31. Mai 1974 waren 1 946 Anträge äbge- 
lehnt und 1 137 zurückgenommen worden, 1 125 
Verleiher, darunter 78 aus dem EG-Bereich, hatten 
eine Erlaubnis erhalten. Weitere 26 Antragsteller 
waren noch aufgrund einer sog. Gilterlaubnis zuläs- 
sigerweise tätig (Artikel 6 § 3 AUG sieht vor, daß 
Verleiher, die bei Inkrafttreten des AÜG bereits ge- 
werbsmäßig Arbeitnehmer überlassen haben und 
die Erlaubnis innerhalb von zwei Monaten nach In- 
krafttreten des Gesetzes beantragten, bis zur Ent- 
scheidung über ihren Antrag weiter Arbeitnehmer- 
überlassung betreiben können). Außer über diese 
26 Anträge war noch über 363 weitere unerledigte 
Anträge zu entscheiden. 
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2. Illegale Arbeitnehmerüberlassung 

Neben den zugelassenen Verleihern sind noch im- 
mer Verleiher ohne Erlaubnis tätig. 

In der Öffentlichkeit und in zahlreichen Pressebe- 
richten, aber auch in einigen der Bundesregierung 
zugeleiteten Stellungnahmen, werden Einzelfälle 
von Verstößen gegen das AUG durch nicht zugelas- 
sene Verleiher ausführlich geschildert. 

Dabei wird besonders auf die soziale Gefährdung 
der Leiharbeitnehmer abgestellt, deren Rechte nach 
dem AUG von den illegalen Verleihern nicht be- 
achtet werden. 

Uber den Umfang der Arbeitnehmerüberlassung 
durch nicht zugelassene Verleiher und insbesonde- 
re über die Zahl der Umgehungen des AUG durch 
den Abschluß unechter Werkverträge gibt es weder 
Unterlagen noch zuverlässige Schätzungen. Es dürf- 
te jedoch feststehen, daß besonders im Baugewerbe, 
aber auch in anderen Bereichen, in großem Umfang 
das AUG durch unechte Werk- oder Dienstverträge 
umgangen wird. Sogenannte Sub- oder Nachunter- 
nehmer lassen von ihren Arbeitnehmern in einer 
fremden Betriebsstätte Arbeiten durchführen, wobei 
die Arbeitnehmer nicht mehr ihrem Weisungsrecht 
unterliegen. Während in Wahrheit Arbeitnehmer- 
überlassung vorliegt, wird nach außen das Ver- 
tragsverhältnis als Werk- oder Dienstvertrag be- 
zeichnet. 

Auf die Ausarbeitung derartiger Umgehungsverträ- 
ge wird von den beteiligten illegalen Verleihern 
und Entleihern große Sorgfalt verwandt. Es wird 
berichtet, daß sogar die Rechtsabteilungen größe- 
rer Industriebetriebe bei der Formulierung unechter 
Werkverträge zur Verdeckung tatsächlicher Arbeit- 
nehmerüberlassung Hilfe leisten. In zahlreichen 
Fällen stimmt der Wortlaut derartiger Werkverträ- 
ge mit der tatsächlichen Abwicklung des Vertrages 
nicht überein. 

Der Bundesanstalt war es jedoch bisher, insbeson- 
dere wegen des zu geringen Personalansatzes, nur 
in wenigen Fällen möglich, vermuteten Umgehun- 
gen es AUG nachzugehen und z. B. zu überprüfen, 
ob Werkverträge ihrem Wortlaut entsprechend ab- 
gewickelt werden und die gesetzlich vorgeschriebe- 
nen Meldungen der Verleiher und Entleiher zutref- 
fend sind. 

Erst nach einer längeren Zeit wirkungsvoller 
Durchführung des AUG wird sich eine verbindliche 
Aussage über das Ausmaß der illegalen Arbeitneh- 
merüberlassung machen lassen. 


B. Beurteilung des AÜG 

Bei der Beurteilung der Wirksamkeit des AUG wird 
ebenfalls zwischen den Auswirkungen für die mit 
Erlaubnis tätigen Verleiher und den Folgen für die 
illegalen Verleiher unterschieden. Für den Bereich 
der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung, in 
dem die Regeln des AUG grundsätzlich eingehalten 
werden, wird das Gesetz überwiegend positiv beur- 


teilt. Bei den illegalen Verleihern werden jedoch 
noch immer Mißstände vor allem zu Lasten der 
Leiharbeitnehmer beobachtet. 

1. Positive Äußerungen 

Eine Reihe von Stellungnahmen, insbesondere von 
Selbstverwaltungsorganen der Wirtschaft, betont 
allgemein die positiven Auswirkungen des AUG. 
Diese Stellungnahmen weisen darauf hin, daß sich 
im großen und ganzen das AUG bewährt hat und 
eine weitgehende Beruhigung und Rechtssicherheit 
auf dem Leiharbeitsmarkt eingetreten ist. 

Die Bundesanstalt für Arbeit als Durchführungsbe- 
hörde, aber auch zahlreiche andere Stellungnah- 
men, begrüßen die durch das AUG erstmals einge- 
tretene Überschaubarkeit des Leiharbeitsmarktes. 
Nur infolge der statistischen Meldepflichten der 
Verleiher und auf Grund der Kontrollmeldungen der 
Entleiher war eine Marktübersicht für den Bereich 
der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung zu 
gewinnen. 

Das AUG hat ferner zur Ordnung auf dem Leihar- 
beitsmarkt beigetragen. Die Bundesanstalt konnte 
feststellen, daß viele Verleiher, die bisher häufig 
gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen hatten, 
nach Inkrafttreten des AUG den Verleih von Leih- 
arbeitnehmern aufgegeben haben. Andere Stellung- 
nahmen weisen darauf hin, daß die Arbeitnehmer- 
überlassung nach Inkrafttreten des AUG stark zu- 
rückgegangen ist und zahlreiche Verleiher ihre Tä- 
tigkeit eingestellt haben. Gleichzeitig zwang das 
AUG zahlreiche Unternehmer, die sich zuvor als 
Bauunternehmer, Montageunternehmer oder ähn- 
lich bezeichnet hatten, aber in Wahrheit Arbeitneh- 
merverleih betrieben, sich in Zukunft auch nach 
außen als Verleiher zu bekennen. 

Die Stellungnahmen bewerten auch die Verbesse- 
rung des arbeitsrechtlichen Schutzes der Leihar- 
beitnehmer durch das AUG positiv. 

Besonders die in Artikel 1 § 10 Abs. 1 AUG einge- 
führte Fiktion der Arbeitgeberstellung des Entlei- 
hers hinsichtlich der Lohnansprüche des Leiharbeit- 
nehmers gegen einen Verleiher, der keine Erlaubnis 
besitzt, wird für wirksam gehalten. 

Bedeutende Verbesserungen hat das AUG nach 
übereinstimmendem Urteil für den Sozialversiche- 
rungsschutz der Leiharbeitnehmer gebracht. Nach 
der Stellungnahme des Verbandes Deutscher Ren- 
tenversicherungsträger kommen Verstöße gegen so- 
zialversicherungsrechtliche Vorschriften nur noch 
vereinzelt vor. Verletzungen der Meldepflichten 
können durch die Entleiher-Kontrollmeldungen auf- 
gedeckt werden. Zur ordnungsgemäßen Abwick- 
lung der Sozialversicherungsbeiträge reichen die 
Vorschriften des AUG aus. Auch die Bundesanstalt 
betont, daß der sozialversicherungsrechtliche 
Schutz der Leiharbeitnehmer im AUG weitgehend 
gewährleistet ist. 

Unter den Einzelregelungen des AUG wird von den 
Ausländetbehörden einhellig die durch Artikel 5 
AUG in das Ausländergesetz eingefügte Vorschrift 
begrüßt, nach der die Arbeitgeber illegal beschäf- 
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tigter nichtdeutscher Arbeitnehmer für deren Ab- 
schiebungskosten haften. Diese Vorschrift hat sich 
als wirksam erwiesen und wird als geeignetes In- 
strument bezeichnet, die unerlaubte Beschäftigung 
ausländischer Arbeitnehmer einzudämmen. 

Die Bundesanstalt weist darauf hin, daß die Begren- 
zung der Überlassung desselben Leiharbeitnehmers 
an einen Entleiher auf höchstens drei aufeinander- 
folgende Monate (Artikel 1 § 3 Abs. 1 Nr. 6 AüG) 
die Besetzung von Dauerarbeitsplätzen mit Leihar- 
beitnehmern wirkungsvoll verhindert hat. Die glei- 
che Vorschrift wird jedoch in den Stellungnahmen 
der Verleiherverbände und von Selbstverwaltungs- 
organen der Wirtschaft als zu starr oder der Zeit- 
raum als zu kurz bezeichnet. 

Nicht nur bei der Beurteilung dieser Einzelvor- 
schrift, sondern auch sonst hat die unterschiedliche 
Interessenlage der an der gewerbsmäßigen Arbeit- 
nehmerüberlassung Beteiligten zu unterschiedli- 
chen Stellungnahmen geführt, wie dies bereits wäh- 
rend der Beratungen des AÜG anläßlich der Anhö- 
rung der Sachverständigen vor dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung am 30. September 1971 
der Fall war. Dabei gehen einige Stellungnahmen 
über die Darlegung von Erfahrungen mit der Durch- 
führung des AÜG hinaus und enthalten umfangrei- 
che theoretische Ausführungen über die Zweckmä- 
ßigkeit der Arbeitnehmerüberlassung. 

2. Kritische Äußerungen 

Nahezu alle Stellungnahmen, auch die der Verlei- 
herverbände, sind sich jedoch darin einig, daß nach 
wie vor erhebliche Mißstände im Bereich der ge- 
werbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung bestehen. 
Insbesondere wird die Umgehung des Gesetzes 
durch unechte Werk- oder Dienstverträge kriti- 
siert. 

Rechtlich ist der Werkvertrag, bei dem ein Unter- 
nehmer die Herstellung eines Werkes oder einen 
durch Arbeit oder Dienstleistung herbeizuführen- 
den Erfolg schuldet (§631 BGB), zwar von der Ar- 
beitnehmerüberlassung, bei der vom Verleiher le- 
diglich die Überlassung von Arbeitskräften ge- 
schuldet wird, abzugrenzen. Tatsächlich sind je- 
doch erhebliche Abgrenzungsschwierigkeiten auf- 
getreten, zumal die Haftungsvorschriften des Werk- 
vertragsrechtes (§§ 633 ff. BGB) kein zwingendes 
Recht sind und vielfach abbedungen werden. Vor 
allem bei den sehr häufig vorkommenden Mischbe- 
trieben, d. h. Unternehmen, die ihre Arbeitnehmer 
zeitweise selbst beschäftigen und nur zeitweise 
verleihen, stößt die Abgrenzung auf nur schwer zu 
überwindende Schwierigkeiten. 

Für diesen Mißstand machen die meisten Stellung- 
nahmen das Fehlen ausreichender gesetzlicher Be- 
stimmungen verantwortlich. Bei der Beratung des 
AüG hatte der Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung das Problem der Abgrenzung zwischen Werk- 
verträgen und Arbeitnehmerüberlassungsverträgen 
gesehen, jedoch ausdrücklich darauf verzichtet, 
eine entsprechende Vorschrift einzuführen, da es 
sich vor allem um Tatfragen handelt und eine ge- 


setzliche Regelung die Grenze zwischen erlaubnis- 
pflichtiger Arbeitnehmerüberlassung und erlaubnis- 
freien Verträgen des bürgerlichen Rechts nur ver- 
schieben, nicht aber aufheben kann. Die Abgren- 
zungsprobleme sollten vielmehr in Dienstanweisun- 
gen der Bundesanstalt zur Durchführung des Geset- 
zes geklärt werden. 

Für die noch nicht abgeschlossene Bearbeitung al- 
ler Erlaubnisanträge von Verleihern und die bisher 
nicht sehr intensive Bekämpfung illegaler Verleiher 
werden jedoch meist nicht Mängel des Gesetzes, 
sondern Durchführungsschwierigkeiten als ursäch- 
lich angesehen. 

Manche Stellungnahmen heben auch die Neuartig- 
keit des AÜG hervor. Schon der Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialordnung des Bundestages hatte bei 
den Gesetzgebungsberatungen unter Hinweis dar- 
auf, daß mit dem AÜG „Neuland betreten" werde, 
die Erwartung geäußert, daß alsbald Gesetzesände- 
rungen erforderlich werden könnten. 


C. Unterschiedliche Verleihergruppen 

Nach den dargelegten Erfahrungen muß man drei 
Gruppen von Verleihern unterscheiden: 

1. Verleiher mit Erlaubnis 

Das AÜG knüpft die Erteilung der Erlaubnis als 
Verleiher an strenge Zulässigkeitsvoraussetzun- 
gen. 

Die Stellungnahmen sind sich darin einig, daß die 
überwiegende Zahl der zugelassenen Verleiher die 
ihnen „durch Recht und Gesetz auferlegten allge- 
meinen und speziellen Pflichten weitgehend zu er- 
füllen" sucht. Dementsprechend legt kein Bericht 
Tatsachen dar, die auf Mißstände bei der Arbeit- 
nehmerüberlassung durch Verleiher schließen las- 
sen, die nach ihrer Überprüfung durch die Bundes- 
anstalt eine Erlaubnis erhalten haben. Es wird viel- 
mehr darauf hingewiesen, daß Leiharbeitnehmer ge- 
genüber anderen Arbeitnehmern nicht benachteiligt 
sind, sofern die Verleiher das AÜG beachten, weil 
dieses Gesetz den Schutz eines vollwertigen Ar- 
beitsverhältnisses gewährt. 

Allerdings mußten bis zum 31. März 1974 25 Er- 
laubnisse wegen erheblicher Gesetzesverstöße der 
Verleiher widerrufen werden. Ein abschließendes 
Urteil über das Verhalten der zugelassenen Verlei- 
her dürfte erst nach einer längeren Überwachung 
durch die Bundesanstalt möglich sein. 

2. Verleiher ohne Erlaubnis, die Arbeitgeberpflichten 
beachten 

Sehr häufig wird beobachtet, daß Unternehmer, die 
in Wahrheit gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlas- 
sung betreiben, in unechte (Schein-) Werkverträge 
ausweichen und vorgeben, Subunternehmer zu sein. 
Dabei handelt es sich oft um sogenannte Mischbe- 
triebe, die nur einen Teil ihrer Belegschaft oder 
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ihre ganze Belegschaft nur zeitweise als Leiharbeit- 
nehmer an andere Unternehmen überlassen. 

Anderen Verleihern sind bestimmte Vorschriften 
des AÜG, die ihre wirtschaftliche Betätigungsfrei- 
heit einengen, z. B. das Verbot der Befristung des 
Arbeitsvertrages mit dem Leiharbeitnehmer, das 
Verbot der Beschränkung der Dauer des Arbeits- 
verhältnisses auf die Zeit der erstmaligen Überlas- 
sung an einen Entleiher oder die Beschränkung der 
überlassungsdauer auf drei aufeinanderfolgende 
Monate (Artikel 1 § 3 Abs. 1 Nr. 3, 5 und 6 AÜG) 
lästig. 

Diese Verleiher bemühen sich zwar, das AÜG zu 
umgehen, zeigen jedoch im übrigen ein Verhalten, 
das auf „grundsätzliche Achtung der Rechtsord- 
nung und die Erfüllung der üblichen Arbeitgeber- 
pflichten'' schließen läßt. 

Auch hier lassen die bisherigen Erfahrungen jedoch 
nur ein vorläufiges Urteil zu. 


3. Verleiher (Vermittler) ohne Erlaubnis, die auch 
sonst gegen Gesetze verstoßen 

Besonders negativ wirkt sich die Tätigkeit einer 
dritten Gruppe von Verleihern aus, die meist in 
Wahrheit keine Arbeitnehmerüberlassung, sondern 
verbotene Arbeitsvermittlung betreiben. 

Diese „Verleiher" bzw. Vermittler fühlen sich nicht 
als Arbeitgeber der von ihnen „verliehenen" Ar- 
beitnehmer. Sie erfüllen die üblichen Arbeitgeber- 
pflichten nicht oder nur unzureichend. Sie mißach- 


IV. Vorzuschlagende Maßnahmen 


Die Bundesregierung bedauert die immer noch vor- 
handenen Mißstände, insbesondere die häufigen Ver- 
suche, das AÜG zu umgehen. Sie hält es für gebo- 
ten, bereits jetzt Maßnahmen zur Erleichterung der 
Durchführung des AÜG und zur Verhinderung sei- 
ner Umgehung zu ergreifen, obwohl die Erfahrun- 
gen bei der Durchführung noch unvollkommen 
sind. 

Die Bundesregierung stimmt mit der Forderung der 
Gewerkschaften nach Sicherung des sozialen Schut- 
zes der Leiharbeitnehmer und des Arbeitsmarktes 
überein. Ein allgemeines Verbot der gewerbsmäßi- 
gen Arbeitnehmerüberlassung ist jedoch z. Z. dazu 
nicht das geeignete Mittel. Zwar haben die aufge- 
zeigten Mißstände im Bereich der unerlaubten Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitnehmerüberlassung zu 
dem Vorschlag geführt, als einfachste und durch- 
greifende Maßnahme die gewerbsmäßige Arbeit- 
nehmerüberlassung zu verbieten. Ein derartiges 
Verbot wäre aber kein geeignetes Mittel zur Behe- 
bung der Mißstände. Für die Bereiche, in denen 
Mißstände bestehen, gelten bereits jetzt die Verbo- 
te des AÜG. 


ten nicht nur das AÜG, sondern auch Steuer- und 
Sozialversicherungsvorschriften. 

Von ihnen werden oft ausländische Arbeitnehmer 
ohne Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis beschäftigt 
und ausgenutzt. Unter diesen Vermittlern und Ver- 
leihern sind solche, die erhebliche Vorstrafen auf- 
weisen. 

Es sind sogar Fälle bekanntgeworden, in denen der- 
artige Vermittler bandenmäßig organisiert sind und 
nicht einmal vor dem Begehen schwerwiegender 
Straftaten (z. B. räuberische Erpressung, Urkunden- 
fälschung) zurückschrecken. 

Die von dieser Verleiher gruppe verursachten Steu- 
erverkürzungen und nicht abgeführten Sozialversi- 
cherungsbeiträge sind beachtlich. 

Illegale Vermittler und Verleiher finden sich auch 
unter Ausländern, die grenzüberschreitende Arbeit- 
nehmerüberlassung aus Staaten der Europäischen 
Gemeinschaften betreiben. Vor allem im Bereich 
der Landesarbeitsämter Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz-Saarland und Niedersachen-Bremen 
sind nicht zugelassene niederländische Verleiher, 
die auch in ihrem Heimatland keine Erlaubnis zur 
Arbeitnehmerüberlassung besitzen, in größerem 
Umfang im Baugewerbe tätig geworden. 

Die Bundesanstalt bemüht sich in Zusammenwirken 
mit Finanz-, Sozialversicherungs- und Strafverfol- 
gungsbehörden diesen Verleihern wirksam entge- 
genzutreten. 

Nur die Tätigkeit der Verleiher zu 1. ist vom AÜG 
erlaubt, die Verleiher zu 2. und 3. verstoßen mit ih- 
rem Verhalten gegen geltendes Recht. 


Ein früher bestehendes allgemeines Verbot der ge- 
werbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung hat das 
Bundesverfassungsgericht als nicht vereinbar mit 
Artikel 12 Grundgesetz aufgehoben. Ein vollständi- 
ges Verbot der Arbeitnehmerüberlassung wäre — 
von den verfassungrechtlichen Bedenken abgese- 
hen — nicht einmal eine wirksame Hilfe für die 
Bundesanstalt bei der Durchführung des Gesetzes, 
weil sie dann für diesen Bereich von einer Kon- 
troll- zur reinen Strafverfolgungsbehörde würde. 

Maßnahmen zur Verbesserung der Lage im Bereich 
der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung 
müssen vielmehr nach den Erfordernissen in den 
genannten drei unterschiedlichen Bereichen der 
Verleihertätigkeit differenziert sein und daher im 
wesentlichen folgendes vorsehen: 

— Die Bearbeitung der Erlaubnisanträge der geset- 
zestreuen Verleiher muß der Bundesanstalt er- 
leichtert werden. 

— Die Umgehung des AÜG, insbesondere durch an- 
dere Vertragsformen (z. B. Werkverträge), ist zu 
unterbinden. 
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— Die Überwachung aller Formen der gewerbsmäßi- 
gen Arbeitnehmerüberlassung ist zu verstär- 
ken. 

— Die Bekämpfung der illegalen Verleiher ist da- 
durch zu verbessern, daß auch gegenüber dem 
Entleiher, der sich von einem illegal tätigen 
Verleiher Arbeitskräfte vermitteln oder verlei- 
hen läßt, Maßnahmen möglich werden. 

Zur Erreichung dieser Ziele sind verbesserte Ver- 
waltungsmaßnahmen vorzusehen. Außerdem ist die 
Änderung gesetzlicher Bestimmungen erforderlich. 
Damit würde auch Beschlüssen der 45. und 46. Kon- 
ferenz der Arbeitsminister und Senatoren für Arbeit 
der Länder entsprochen. 


A. Verwaltungsmaßnahmen 

1. Personalverstärkung und Personalschulung der 
Bundesanstalt für Arbeit 

Die Gruppe der ordnungsgemäß tätigen Verleiher 
hat der Bundesanstalt bei der Durchführung bisher 
im wesentlichen durch ihre unerwartete hohe Zahl 
Schwierigkeiten gemacht. Die Bundesanstalt hatte 
die große Zahl von Anträgen, die in den ersten 
zwei Monaten der Gültigkeit des Gesetzes bereits 
2 065 betrug, nicht erwartet. 

Der Personalansatz von 18 Planstellen reichte zur 
Bearbeitung der Anträge nicht aus. Erst ab Mai 

1973 wurde das bei der Durchführung des AÜG tä- 
tige Personal auf 50 Kräfte erhöht. Noch am 31. Mai 

1974 waren 389 Anträge, davon 26 Gilterlaubnisse, 
nicht erledigt. 

Neben der schwierigen Personalsituation stellte die 
Neuartigkeit der mit dem AÜG der Bundesanstalt 
übertragenen Aufgabe ein Hindernis bei der ord- 
nungsgemäßen Durchführung des AÜG dar. Die 
Bundesanstalt erbringt bei der Erfüllung ihrer son- 
stigen Aufgaben weit überwiegend Dienstleistun- 
gen. Bei der Durchführung des AÜG hat sie als spe- 
zielle Aufsichtsbehörde vor allem Maßnahmen der 
Eingriffsverwaltung durchzuführen. Die Umstellung 
auf diese ungewohnte Aufgabe ist ihr nicht immer 
leichtgefallen. 

Im Gegensatz dazu haben die mit Aufgaben der Ho- 
heitsverwaltung vertrauten Finanz- und Ausländer- 
behörden bei der Anwendung der Vorschriften des 
AÜG gute Ergebnisse erzielt. In den Stellungnah- 
men der Finanzbehörden wird betont, daß die Ver- 
leiher seit Inkrafttreten des AÜG mehr als bisher 
geneigt sind, ihre steuerlichen Pflichten zu erfüllen. 
Das Zusammenwirken zwischen Landesarbeitsäm- 
tern und Finanzämtern konnte beträchtliche Steuer- 
ausfälle vermeiden. Die Ausländerbehörden konn- 
ten in einer Vielzahl von Fällen erfolgreich die 
durch Artikel 5 AÜG eingeführte Vorschrift anwen- 
den, nach der für die Kosten der Abschiebung eines 
illegalen nichtdeutschen Ai^beitnehmers der Arbeit- 
geber haftet. 

Eine weitere Personalverstärkung und bessere 
Schulung des Personals, die von der Bundesanstalt 
bereits in Angriff genommen wurde, werden zur 


Behebung der Schwierigkeiten im wesentlichen 
ausreichen und zu ähnlichen Ergebnissen wie im 
Bereich der Finanzverwaltung und der Ausländer- 
behörden führen. 

2. Verstärkung der Zusammenarbeit mit Sozialver- 
sicherungsträgern, Finanz- und Strafverfolgungs- 
behörden u. a. 

Bei der Bekämpfung der illegalen Verleiher ist die 
Bundesanstalt auf eine enge Zusammenarbeit mit 
Gewerbeämtern, Gewerbeaufsichtsämtern, Trägern 
der Sozialversicherung, Finanzbehörden, Polizei- 
und Strafverfolgungsbehörden angewiesen. 

Bei der Durchführung des AüG hat die Bundesan- 
stalt notwendigerweise zunächst der Bearbeitung 
der Anträge den Vorrang gegeben. Den beiden an- 
deren Gruppen der Verleiher (III. C. 2. und 3.) konn- 
te sie daher nur beschränkte Aufmerksamkeit wid- 
men. So erklärt sich die geringe Zahl von Buß- 
geldverfahren und Strafanzeigen. Bis zum 31. De- 
zember 1973 wurden nur in 26 Fällen Strafanzeigen 
wegen des Verleihs ausländischer Arbeitnehmer 
ohne Arbeitserlaubnis durch Verleiher ohne Er- 
laubnis (Artikel 1 § 15 AÜG) erstattet. Nach einem 
Bericht des Justizministers Nordrhein-Westfalen 
sind im Bereich einer Staatsanwaltschaft weitere 
113 Ermittlungsverfahren gegen illegale Verleiher 
in Zusammenhang mit Vergehen gegen die Abgaben- 
ordnung und Reichsversicherungsordnung anhän- 
gig- 
in 21 Fällen wurde gegen Verleiher, die keine Er- 
laubnis besaßen, eine Geldbuße verhängt. In sechs 
Fällen legten die Betroffenen Einspruch ein. 

53 Fälle wurden der Bundesanstalt bekannt, in de- 
nen Entleiher nichtdeutsche Leiharbeitnehmer, die 
eine Arbeitserlaubnis nicht besaßen, tätig werden 
ließen und damit eine Ordnungswidrigkeit nach Ar- 
tikel 1 § 16 Abs. 1 Nr. 2 AÜG begingen. Neben dem 
Erlaß eines Bußgeldbescheides wurden in sieben 
Fällen Verwarnungen ausgesprochen. 

Wegen Nichtabgabe der vorgeschriebenen statisti- 
schen Meldungen vornehmlich durch Verleiher mit 
Gilterlaubnissen hat die Bundesanstalt 59 Geld- 
bußen verhängt und 12 Verwarnungen ausgespro- 
chen. 

Bis zum 31. Dezember 1973 wurden in 215 Fällen 
Maßnahmen nach dem Verwaltungsvollstreckungs- 
gesetz ergriffen, meistens wurden Zwangsgelder an- 
gedroht. Es war der Bundesanstalt bisher nicht 
möglich, allen oder auch nur der Mehrzahl der be- 
kanntgewordenen Umgehungsversuche nachzuge- 
hen, obwohl der als besonders nützlich bezeichnete 
Informationsfluß zwischen Arbeitsverwaltung und 
Finanzverwaltung verstärkt wurde. Nach Anfangs- 
schwierigkeiten ist die Zusammenarbeit im Bereich 
der meisten Landesarbeitsämter inzwischen gut. 
Eine weitere Intensivierung ist zu erwarten. 

3. Einbeziehung in das Gesamtkonzept zur 
Bekämpfung der Wirtschaftskriminaiität 

Die besondere soziale Schädlichkeit der illegalen 
Arbeitnehmerüberlassung läßt es ratsam erschei- 
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nen, ihre Verfolgung in das Gesamtkonzept zur Be- 
kämpfung der Wirtschaftskriminalität aufzuneh- 
men, das zur Zeit erarbeitet wird. 

Die Einbeziehung der illegalen Arbeitnehmerüber- 
lassung in dieses Konzept würde den Strafverfol- 
gungsbehörden die besondere Verfolgungsbedürf- 
tigkeit dieser Straftaten deutlich machen. Die Straf- 
würdigkeit der illegalen Arbeitnehmerüberlassung 
von ausländischen Arbeitnehmern ohne Arbeitser- 
laubnis wurde im übrigen bereits durch die Erhö- 
hung des Strafrahmens in Artikel 1 § 15 AÜG von 
einem Jahr auf drei Jahre Freiheitsstrafe durch das 
insoweit am 10. März 1974 in Kraft getretene Ein- 
führungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 2. März 
1974 (Artikel 250 Nr. 3) verdeutlicht. 

Die Aufnahme in das Gesamtkonzept zur Bekämp- 
fung der Wirtschaftskriminalität empfiehlt sich au- 
ßerdem, weil Straftaten gegen das AÜG fast immer 
mit Steuerhinterziehungen und Nichtabführung von 
Sozialversicherungsbeiträgen verbunden sind. 

Um die mißbräuchliche Ausnutzung fremder Ar- 
beitskraft auch im Bereich der Ordnungswidrigkei- 
ten wirksamer zu bekämpfen, wird entsprechend ei- 
ner Anregung des Bundestagsausschusses für die 
Strafrechtsreform zu prüfen sein, ob durch eine Än- 
derung der Richtlinien für das Straf- und Bußgeld- 
verfahren eine verstärkte Verfolgung der entspre- 
chenden Tatbestände zu gewährleisten ist. 

Gewerberechtliche Maßnahmen werden künftig 
durch die zentrale Erfassung von Verwaltungs- und 
Bußgeldentscheidungen des gewerblichen Bereiches 
in einem Gewenbezentralregister, die das Gesetz 
zur Änderung der Gewerbeordnung und über die 
Einrichtung eines Gewerbezentralregisters vom 
13. Juni 1974 (BGBl. I S. 1281) vorsieht, erleichtert 
werden. 


B. Gesetzesänderungen 

1. Verbesserung der verwaltungsmäßigen 
Durchführung 

Zur Verbesserung der verwaltungsmäßigen Durch- 
führung des AÜG können neben den geschilderten 
personellen und organisatorischen Maßnahmen 
auch Gesetzesänderungen beitragen. 

a) Mitwirkungs- und Nachweispfiicht des Verleihers im 
Erlaubnisverfahren 

Zur Beschleunigung des Erlaubnisverfahrens und 
zur Erleichterung der Überprüfung der Zuverlässig- 
keit des antragstellenden Verleihers durch die Bun- 
desanstalt empfiehlt es sich, die Mitwirkungspflicht 
des Antragstellers im Erlaubnisverfahren gesetzlich 
festzulegen und ihm den Nachweis bestimmter ob- 
jektiver Kriterien seiner Zuverlässigkeit aufzuerle- 
gen. 

Er sollte verpflichtet sein, bestimmte Umstände, aus 
denen auf seine Zuverlässigkeit geschlossen wer- 
den kann, durch die Vorlage von Urkunden nach- 
zuweisen (z. B. Führungszeugnis) und bei der An- 
tragstellung — entsprechend der Vorschrift des 


§142 Abs. 1 Satz 2 AFG — einen Vordruck der 
Bundesanstalt zu verwenden. 

Allerdings kann der Forderung, dem Antragsteller 
den Nachweis seiner Zuverlässigkeit aufzuerlegen, 
nicht nachgekommen werden, weil von ihm damit 
der nur schwer zu führende Nachweis einer rein 
subjektiven Voraussetzung verlangt würde. Von 
ihm kann auch nicht verlangt werden, zukünftige 
Voraussetzungen nachzuweisen. 

b) Gebührenpfiicht für Erlaubnisverfahren 

Die Bundesanstalt befürchtet, durch Erlaubnisanträ- 
ge, die nur vorsorglich gestellt werden, in größe- 
rem Umfang belastet zu werden. Die Bearbeitung 
der Erlaubnisanträge ist mit einem erheblichen 
Verwaltungsaufwand verbunden. Es sollte daher 
eine Gebührenpflicht für das Antragsverfahren ein- 
geführt werden. Die Höhe der Gebühren müßte sich 
am Äquivalenzprinzip orientieren. Im AÜG wäre 
eine Ermächtigung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung aufzunehmen, durch Rechtsver- 
ordnung die Erhebung von Gebühren im Erlaubnis- 
verfahren zu regeln. 

c) Weiterführung des Verleihunternehmens bei Tod des 
Verleihers 

Nach Artikel 1 § 10 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 9 Nr. 1 AüG gilt der Entleiher als Arbeitgeber des 
Leiharbeitnehmers, wenn der Verleiher keine Er- 
laubnis zur Arbeitnehmerüberlassung besitzt oder 
diese später entfällt. Im Falle des Todes eines zuge- 
lassenen Verleihers werden die von ihm verliehe- 
nen Leiharbeitnehmer daher von selbst Arbeitneh- 
mer des Entleihers, da im Regelfall der oder die Er- 
ben des Verleihers keine Erlaubnis zur Arbeitneh- 
merüberlassung besitzen. Entsprechend der Rege- 
lung in anderen Gewerbegesetzen (z. B. § 10 Gast- 
stättenG) ist daher zur Vermeidung dieser vom Ge- 
setz nicht gewollten Folge die Einführung einer 
Vorschrift über die Weiterführung des Verleihge- 
werbes im Falle des Todes eines Verleihers durch 
dessen Erben angebracht. 

Eine gleichfalls geforderte Vorschrift über die Er- 
teilung einer vorläufigen Erlaubnis bei rechtsge- 
schäftlichem Erwerb eines Verleihbetriebes durch 
Dritte ist dagegen nicht erforderlich. Rechtsge- 
schäftlichen Erwerbern eines Verleihunternehmens 
kann ein vorheriger Erlaubnisantrag zugemutet 
werden. Außerdem sieht das AÜG die Erteilung 
einer Erlaubnis unter dem Vorbehalt des Widerrufs 
(Artikel 1 § 2 Abs. 3) vor. 

2. Bekämpfung und Aufdeckung von 
Umgehungstatbeständen 

Den Umgehungen des AÜG würde durch Änderung 
gesetzlicher Bestimmungen wirkungsvoller entge- 
gengetreten werden können. 

a) Vermutung für Arbeitnehmerüberlassung bei bestimmten 
Verträgen mit Personaleinsatz In fremder Betriebsstätte 

übereinstimmend gehen alle Stellungnahmen davon 
aus, daß die tatsächliche Abgrenzung der Arbeit- 
nehmerüberlassung von anderen Formen der Tätig- 
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keit fremder Arbeitnehmer im Bereich eines Unter- 
nehmens, insbesondere im Rahmen von Werkver- 
trägen, besonders schwierig ist. Der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung hat bei der Beratung des 
AÜG dieses Problem gesehen, jedoch eine gesetzli- 
che Abgrenzung zwischen Werkverträgen und Ar- 
beitnehmerüberlassungsverträgen zunächst nicht 
für sachdienlich gehalten. Wegen der Vielfalt der 
auftretenden Probleme wollte er eine Klärung 
durch die flexibleren Dienstanweisungen der Bun- 
desanstalt abwarten (vgl. zu Bundestagsdrucksache 
VI/3505, zu Artikel 1 § 1). Eine derartige Klärung 
ist noch nicht eingetreten. Rechtsprechung zu die- 
ser Frage ist bisher nicht bekanntgeworden. Die 
Literatur bietet eine Fülle von Abgrenzungskrite- 
rien, die jedoch für eine gesetzliche Regelung kaum 
praktikabel erscheinen. Die Bundesanstalt hat mit 
einer Dienstanweisung vom 6. Februar 1974 ihre Be- 
mühungen um eine Abgrenzungshilfe für die Praxis 
vertieft. Eine Lösung des Problems ohne Änderung 
der gesetzlichen Vorschriften scheint jedoch nicht 
möglich zu sein. 

Die Abgrenzung zwischen Werkvertrag und Arbeit- 
nehmerüberlassung bleibt eine Tatfrage. Die 
Schwierigkeiten der tatsächlichen Abgrenzung ha- 
ben in den Stellungnahmen sogar zu Forderungen 
nach der Einführung einer gesetzlichen Erlaubnis- 
pflicht für alle Werk- oder Dienstverträge mit 
„drittbezogenem Personaleinsatz" geführt. 

Dieser Forderung sollte nicht nachgekommen wer- 
den. Ein Verbot oder eine Erlaubnispflicht für Ver- 
träge mit „drittbezogenem Personaleinsatz" würde 
die Abgrenzungsschwierigkeiten nur verschieben, 
aber nicht aufheben. Die Unternehmen, die anstelle 
von Arbeitnehmerüberlassungsverträgen jetzt 
Werkverträge abschließen, würden ihre Verträge 
so gestalten, daß sie nicht unter die Erlaubnis- 
pflicht der Verträge mit „drittbezogenem Personal- 
einsatz" fallen. Aus wirtschaftlichen Gründen müs- 
sen zudem echte Werkverträge, die seit dem In- 
krafttreten des AÜG z. B, von der Bundesbahn an- 
stelle früherer Arbeitnehmerüberlassungsverträge 
abgeschlossen werden, erlaubt bleiben. Sie sollten 
auch nicht erlaubnispflichtig gemacht werden. 

Der gelegentliche Mißbrauch der Werkvertragsvor- 
schriften des bürgerlichen Rechtes zur Arbeitneh- 
merüberlassung rechtfertigt auch keine Änderung 
der Gewährleistungs- und Haftungsansprüche des 
Werkvertragsrechtes oder ihre Umwandlung in 
zwingendes Recht, wie dies von der Bundesanstalt 
gefordert wird. Ein derartiger Eingriff in die Ver- 
tragsfreiheit bei allen Werkverträgen des bürgerli- 
chen Rechtes würde gegen den Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit verstoßen. Auch die Einführung 
der Schriftform für Werkverträge würde man wohl 
als eine unverhältnismäßige Maßnahme ansehen 
müssen. 

Eine widerlegbare gesetzliche Vermutung für das 
Vorliegen gewerbsmäßiger Arbeitnehmerüberlas- 
sung bei 'bestimmten Werkverträgen würde dage- 
gen die Beweislast umkehren und der Bundesan- 
stalt den Nachweis von Umgehungen des AÜG er- 
leichtern. Die Vermutung sollte solche Werkverträ- 


ge erfassen, die in ihrer Durchführung in die Nähe 
der Arbeitnehmerüberlassung rücken. 

Eine Vermutung für das Vorliegen gewerbsmäßiger 
Arbeitnehmerüberlassung könnte unter anderem in 
Betracht kommen, wenn sich die Betriebstätigkeit 
eines Arbeitgebers im wesentlichen auf die Entsen- 
dung seiner Arbeitnehmer in andere Betriebe be- 
schränkt; wenn ein Arbeitgeber einen Arbeitneh- 
mer in den Betrieb eines anderen Arbeitgebers ent- 
sendet und der Arbeitnehmer dort allein nach Wei- 
sung des fremden Betriebsinhabers seine Arbeit lei- 
stet oder die gleiche Arbeit wie andere Arbeitneh- 
mer in dem Betrieb des fremden Arbeitgebers zu 
leisten hat; wenn der entsendende Arbeitgeber kei- 
ne Haftung für die von dem entsandten Arbeitneh- 
mer zu leistende Arbeit trägt oder dieser seine Ar- 
beit im wesentlichen mit Material und Werkzeug 
des fremden Arbeitgebers leistet oder die Leistung 
des entsandten Arbeitnehmers gegenüber dem ent- 
sendenden Arbeitgeber auf der Grundlage von Zeit- 
einheiten (Stundenlohn) vergütet wird. 

Die Verwirklichung der Forderungen, Werkverträ- 
ge von der Vorlage von Bescheinigungen der Ge- 
werbeämter, Finanzämter und Einzugsstellen der 
Sozialversicherung abhängig zu machen, oder dem 
Besteller eines Werkes Auskunftspflichten aufzuer- 
legen, wäre bei seiner Einführung der Vermutung 
überflüssig. 

b) Beteiligung des Betriebsrates 

Der Leiharbeitnehmer ist nach der Grundkonzep- 
tion des AÜG ausschließlich Arbeitnehmer des 
Verleihers und auch betriebsverfassungsrechtlich 
grundsätzlich dem Verleiherbetrieb zugeordnet. 

Der Leiharbeitnehmer ist aber zugleich dem Direk- 
tionsrechts des Entleihers unterworfen, der ihm ge- 
genüber in nicht unerheblichem Umfang Arbeitge- 
berfunktionen ausübt, die bei den übrigen in sei- 
nem Betrieb tätigen Arbeitnehmern den betriebs- 
verfassungsrechtlichen Beteiligungsrechten des Be- 
triebsrates unterworfen sind. Nicht nur der Leihar- 
beitnehmer kann ein berechtigtes Interesse daran 
haben, sich in Beschwerdefällen an den Betriebsrat 
des Entleiherbetriebes wenden zu können, auch der 
Betriebsrat wird ein Interesse daran haben, daß 
sein Mitbestimmungsrecht bei personellen Einzel- 
maßnahmen nicht durch das Entleihen von Leihar- 
beitnehmern umgangen wird. Im Hinblick hierauf 
sind in der arbeitsrechtlichen Rechtsprechung be- 
reits Ansätze erkennbar, die dem Betriebsrat des 
Entleiherbetriebes gewisse Beteiligungsrechte auch 
hinsichtlich der im Betrieb tätigen Leiharbeitneh- 
mer zuerkennen. 

Das Bundesarbeitsgericht hat am 14. Mai 1974 (Az. 
1 .ABR 40/73) entschieden, daß dem Betriebsrat des 
Entleiherbetriebs bei der Tätigkeit von Leiharbeit- 
nehmern die Beteiligungsrechte nach den §§ 99 ff. 
Betriebsverfassungsgesetz zustehen. Die Entschei- 
dungsgründe des Beschlusses des Bundesarbeitsge- 
richts liegen noch nicht vor. 

Durch die Einschaltung des Betriebsrats des Entlei- 
herbetriebs bei der Tätigkeit von Leiharbeitneh- 
mern dürften Umgehungen des AÜG weitgehend 
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verhindert werden. Denn es ist davon auszugehen, 
daß der Betriebsrat des Entleiherbetriebs von ge- 
setzlichen Befugnissen Gebrauch macht und des- 
halb, wenn nach seiner Ansicht fremde Arbeitneh- 
mer nicht im Rahmen eines Werk- oder Dienstver- 
trages, sondern als Leiharbeitnehmer im Betrieb tä- 
tig werden, auf Einhaltung seiner gesetzlichen Be- 
teiligungsrechte gegenüber dem Arbeitgeber be- 
steht. Entstehen Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen Arbeitgeber und Betriebsrat über die Frage, 
ob die Tätigkeit fremder Arbeitnehmer als Arbeit- 
nehmerüberlassung oder im Rahmen eines Werk- 
oder Dienstvertrages erfolgt, ist eine bereits getrof- 
fene Entscheidung der Bundesanstalt für Arbeit 
verbindlich. Im übrigen wäre über die Streitigkeit 
im arbeitsgerichtlichen Beschlußverfahren zu ent- 
scheiden. 

Um allgemein die Verleihereigenschaft des Arbeit- 
gebers der im Betrieb tätigen fremden Arbeitneh- 
mer zu klären, wäre es jedoch sinnvoll, stets auf 
eine Entscheidung der Bundesanstalt hinzuwirken. 
Der Bundesanstalt würden auf diese Weise viele 
Fälle bekannt, in denen streitig ist, ob Arbeitneh- 
merüberlassung oder Werk- oder Dienstverträge 
vorliegen, so daß sie die Einhaltung der Vorschrif- 
ten des AUG durchsetzen kann. 

Ob es unter Berücksichtigung der Entscheidung des 
Bundesarbeitsgerichts noch erforderlich ist, durch 
eine Änderung des AUG dem Betriebsrat des Ent- 
leiherbetriebs ausdrücklich gewisse Zuständigkei- 
ten hinsichtlich der im Betrieb tätigen Leiharbeit- 
nehmer einzuräumen, kann erst nach näherer 
Kenntnis des vom Bundesarbeitsgericht entschiede- 
nen Sachverhaltes und der Entscheidungsgründe 
beurteilt werden. 

3. Verbesserung der Überwachungsmöglichkeiten 
und Einführung weiterer Bußgeldtatbestände 

a) Überwachung des Entleihers 

Die Aufnahme einer Tätigkeit als Verleiher ist 
ohne großen Kapital- oder Sachaufwand möglich. 
Zugelassene Verleiher müssen zwar nach der Ge- 
staltung ihrer Betriebsorganisation in der Lage sein, 
die üblichen Arbeitgeberpflichten ordnungsgemäß 
zu erfüllen, illegale Verleiher betreiben ihre Tätig-f 
keit aber oft, ohne über eine Betriebsorganisation 
oder Büroräume zu verfügen. Wirkungsvolle Er- 
mittlungen über den Umfang und die Art ihrer Tä- 
tigkeit können daher nicht bei ihnen, sondern nur 
in den Entleiherbetrieben, in denen die unzulässi- 
gerweise verliehenen Leiharbeitnehmer tätig sind, 
vorgenommen werden. 

Die Uberprüfungs- und überwachungsrechte nach 
Artikel 1 § 7 Abs. 2 bis 5 AUG müssen sich daher 
auch auf die Entleiher erstrecken. Der Entleiher 
muß deshalb verpflichtet werden, der Erlaubnisbe- 
hörde auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die 
zur Durchführung des Gesetzes erforderlich sind, ln 
begründeten Einzelfällen muß die Erlaubnisbehörde 
befugt sein, Grundstücke und Geschäftsräume des 
Entleihers zu betreten, um dort Prüfungen vorzu- 
nehmen. 

Diese Pflichten treffen auch den vermuteten Entlei- 
her, ebenso wie nach bereits geltendem Recht rich- 


tiger Ansicht nach auch der vermutete Verleiher 
der Auskunftspflicht unterliegt. Einer gesonderten 
Regelung für vermutete Entleiher bedarf es daher 
nicht. 

Die Verletzung der Auskunftspflicht des Entleihers 
sollte ebenso, wie bereits jetzt die Verletzung der 
Auskunftspflicht des Verleihers, als Ordnungswid- 
rigkeit mit Geldbuße bedroht werden, da sonst die 
Durchsetzung der Auskunftspflicht fraglich 
bleibt. 

Den noch weitergehenden Überlegungen der Bun- 
desanstalt, die zur Erleichterung ihrer Uberwa- 
chungsaufgaben ein Recht zur Durchsuchung von 
Wohn- und Geschäftsräumen Dritter und ein Recht 
zur Beschlagnahme von Unterlagen über die Ar- 
beitnehmerüberlassung bereits im Verwaltungsver- 
fahren vor Einleitung eines Bußgeldverfahrens er- 
wogen hat, sollte nicht nachgekommen werden, 
weil derart weitgehende Maßnahmen zur Errei- 
chung des angestrebten Zwecks nicht erforderlich 
erscheinen. 

b) Ordnungswidrigkeit des Entleihers bei Beschäftigung 
ohne Erlaubnis verliehener Arbeitnehmer 

Den Entleiher trifft bei der Beschäftigung eines ihm 
von einem Verleiher ohne Erlaubnis überlassenen 
Leiharbeitnehmers gegenwärtig nur die zivilrechtli- 
che Folge des Artikels 1 § 10 Abs. 1 Satz 1 AUG. Er 
wird anstelle des Verleihers zum Arbeitgeber des 
Leiharbeitnehmers. In der Praxis sind jedoch Fälle 
bekanntgeworden, in denen Verleiher, Entleiher 
und Leiharbeitnehmer in einverständlichem Zusam- 
menwirken die eingetretene Folge des § 10 AUG 
nicht beachten. 

Die Bundesanstalt hat in diesen Fällen keine Mög- 
lichkeit, gegen den Entleiher vorzugehen. Gegen 
den illegalen Verleiher kann u. U. — besonders 
wenn er vom Ausland her tätig ist — ein Bußgeld- 
bescheid nicht vollstreckt werden. Ohne den Entlei- 
her ist die illegale Tätigkeit des Verleihers über- 
haupt nicht möglich. Es muß daher im Rahmen ei- 
nes Bußgeldverfahrens auch gegen ihn vorgegan- 
gen werden können. Eine derartige Regelung wird 
außerdem zu einer Verringerung der Umgehungs- 
fälle führen, weil der Entleiher in Zukunft bei der 
Beschäftigung ohne Erlaubnis verliehener Arbeit- 
nehmer unmittelbare Vermögensnachteile durch die 
Geldbuße zu erwarten hat. 

Diese Überlegungen gelten entsprechend für den 
Bereich der unerlaubten Arbeitsvermittlung. 

c) Beschränkung der Abwicklungsfrist 

Bei einem Entzug der Verleihererlaubnis kommt 
dem Verleiher nach Artikel 1 § 2 Abs. 4 Satz 4 AUG 
eine Abwicklungsfrist von sechs Monaten für die vor 
dem Entzug der Erlaubnis abgeschlossenen Verträ- 
ge zugute. Das gilt sogar, wenn die Erlaubnis durch 
arglistige Täuschung, Drohung oder eine strafbare 
Handlung erwirkt worden war, oder der Verleiher 
fortgesetzt in grober Weise gegen die Bestimmun- 
gen des AUG verstoßen hatte. Um der Bundesan- 
stalt ein wirksames Eingreifen bei einem nachge- 
wiesenen Mißbrauch der Erlaubnis durch einen 
ehemals zugelassenen Verleiher zu ermöglichen. 
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sollte die Abwicklungsfrist in derartigen Fällen 
nicht mehr gewährt werden. 

Verleiher, denen die Erlaubnis entzogen wurde, ha- 
ben unter mißbräuchlichem Hinweis auf die Ab- 
wicklungsfrist von sechs Monaten für diesen Zeit- 
raum ihre Tätigkeit uneingeschränkt fortgesetzt. Um 
diese Möglichkeit einzuschränken, sollte die Frist 
allgemein von sechs Monaten auf drei Monate ver- 
kürzt werden. 

Eine Ausnahme bis zu einer äußersten Frist von 
sechs Monaten sollte nur für den Fall gemacht wer- 
den, daß ein Leiharbeitsverhältnis trotz sofortiger 
Kündigung durch den Verleiher wegen einer länge- 
ren Kündigungsfrist nicht innerhalb von drei Mona- 
ten beendet werden kann. 

d) Verletzung der Unferrichtungspflicht 

Der Verleiher ist verpflichtet, seine Leiharbeitneh- 
mer und Entleiher vom Wegfall seiner Erlaubnis 
und über das voraussichtliche Ende der Abwick- 
lung zu unterrichten (Artikel 1 § 11 Abs. 3, § 12 
Abs. 2 AÜG). Eine Verletzung dieser Pflicht hat nur 
zivilrechtliche Folgen. Um den Verleiher zu veran- 
lassen, dieser Pflicht in jedem Falle nachzukom- 
men, empfiehlt sich daher die Einführung entspre- 
chender Bußgeldtatbestände. 

e) Überschreiten der Dreimonatsfrist 

Die Überlassung desselben Leiharbeitnehmers an 
einen Entleiher für mehr als drei aufeinanderfol- 
gende Monate führt nach Artikel 1 § 3 Abs. 1 Nr. 6 
AÜG zur Versagung der Erlaubnis. Eine weitere 
Sanktion für die Verletzung dieser Schutzvorschrift 
ist nicht vorgesehen. Verstößt ein Verleiher daher 
nur einmal oder nur fahrlässig gegen diese Vor- 
schrift, so hat die Bundesanstalt nur die Wahl, die 
Erlaubnis zu widerrufen oder gegen den Verleiher 
nichts zu unternehmen. In derartigen Fällen besteht 
aber ein Bedrüfnis, nicht nur gegen den Verleiher, 
sondern auch gegen den Entleiher, der das Tätig- 
werden Über drei aufeinanderfolgende Monate hin- 
aus bei sich duldet, eine Geldbuße verhängen zu 
können. 

f) Nichtaushändigung der Vertragsurkunde an den 
Leiharbeitnehmer 

Nach Artikel 1 § 11 Abs. 1 Satz 5 AÜG ist der Ver- 
leiher verpflichtet, eine Urkunde mit dem wesentli- 
chen Inhalt des Arbeitsvertrages dem Leiharbeit- 
nehmer auszuhändigen. Die Verletzung dieser 
Pflicht ist nicht mit Geldbuße bedroht. Dagegen be- 
geht der Verleiher eine Ordnungswidrigkeit, wenn 
er es unterläßt, den wesentlichen Inhalt des Vertra- 
ges mit dem Leiharbeitnehmer in eine von ihm zu 
unterzeichnende Urkunde aufzunehmen (Artikel 1 
§16 Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung mit Artikel 1 § 11 
Abs. 1 Satz 1 AÜG). Es ist zu prüfen, ob die Folgen 
der Verletzung der beiden Pflichten in gleichem 
Sinne zu regeln sind. 

4. Verschärfung von Strafvorschriften bei iiiegaiem 
Verleih ausländischer Arbeitnehmer 

Beim illegalen Verleih und der illegalen Vermitt- 
lung ausländischer Arbeitnehmer ohne Arbeitser- 
laubnis haben sich schwerwiegende Mißstände ge- 


I zeigt, deren Unrechtsgehalt so hoch ist, daß die gel- 
tenden Strafbestimmungen zur Ahndung nicht aus- 
reichen. Deswegen bereitet die Bundesregierung 
z. Z. eine Gesetzesänderung vor, die eine Ergänzung 
der entsprechenden Strafvorschriften des AÜG (Ar- 
tikel 1 § 15) und AFG (§ 227) vorsieht. In besonders 
schweren Fällen der gewerbsmäßigen Überlassung 
eines nichtdeutschen Arbeitnehmers ohne Arbeits- 
erlaubnis soll Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren verhängt werden können. Ein beson- 
ders schwerer Fall soll dann vorliegen, wenn der 
Täter gewerbsmäßig oder aus grobem Eigennutz 
handelt. 

Um auch gegen Entleiher wirksam einschreiten zu 
können, die ohne Erlaubnis beschäftigte ausländi- 
sche Arbeitnehmer in ihrem Betrieb tätig werden 
lassen, ist die Einführung einer Strafvorschrift für 
Entleiher vorgesehen, die gewerbsmäßig oder aus 
grobem Eigennutz einen ihnen überlassenen nicht- 
deutschen Leiharbeitnehmer, der eine erforderliche 
Arbeitserlaubnis nicht besitzt, tätig werden las- 
sen. 

5. Untersagung unerlaubter Arbeitsvermittlung 

Illegale Verleiher sind sehr häufig zugleich illegale 
Arbeitsvermittler. 

Nach Artikel 1 § 6 AÜG hat die Bundesanstalt das 
Recht, einem Verleiher ohne Erlaubnis die weitere 
gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung zu unter- 
sagen und das weitere überlassen nach den Vor- 
schriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes zu 
verhindern. Eine entsprechende ausdrückliche Vor- 
schrift über die Untersagung unberechtigter Ar- 
beitsvermittlung besteht nicht. 

Zwar hat im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens 
für das AÜG der Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung des Deutschen Bundestages die Rechtsan- 
sicht betont, die Möglichkeit zur Untersagung ille- 
galer Arbeitsvermittlung ergebe sich bereits aus § 4 
AFG, in dem das Arbeitsvermittlungsmonopol der 
Bundesanstalt für Arbeit festgelegt ist. Zur Klar- 
stellung und zur Vermeidung unnötiger Schwierig- 
keiten sollte jedoch im AFG eine dem Artikel 1 § 6 
AÜG entsprechende Regelung eingefügt werden. 
Damit würde auch einem Wunsche der Bundesan- 
stalt entsprochen. 

6. Urkunde statt Schriftform für Vertrag 
Verleiher/Entleiher 

Eine Erschwerung der Arbeitnehmerüberlassung 
stellt die für den Vertrag zwischen Verleiher und 
Entleiher vorgeschriebene Schriftform (Artikel 1 
§ 12 Abs. 1 Satz 1 AÜG) dar. Diese Formvorschrift 
dient der Erleichterung der Kontrolle durch die Er- 
laubnisbehörde. Zu diesem Zweck ist jedoch keine 
von beiden Vertragsparteien Unterzeichnete Urkun- 
de erforderlich. Da die fehlende Schriftform zur 
Nichtigkeit des Vertrages führt, hat ein Verstoß ge- 
gen diese reine Kontrollvorschrift zu weitgehende 
Folgen. Es reicht aus, wenn vorgeschrieben wird, 
daß der Vertrag zwischen Verleiher und Entleiher 
in eine von dem Verleiher Unterzeichnete Urkunde 
aufgenommen wird. Die vorgeschlagene Änderung 
würde den Schutz des Leiharbeitnehmers nicht 
verringern. 
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V. Nicht zu empfehlende Maßnahmen 


Außer den bereits dargestellten Vorschlägen für 
die Änderung gesetzlicher Bestimmungen enthalten 
die der Bundesregierung zugegangenen Stellung- 
nahmen eine Reihe von Anregungen für weitere 
Gesetzesänderungen. 

1. Verbot der Arbeitnehmerüberlassung 

Um die im Bereich der gewerbsmäßigen Arbeitneh- 
merüberlassung noch bestehenden Mißstände zu 
beseitigen, schlägt der DGB ein völliges Verbot der 
gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung vor. Die 
DAG regt an, ein solches Verbot regional oder sek- 
toral zu begrenzen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent- 
scheidung vom 4. April 1967 (ADIA-Urteil) die Vor- 
schrift des § 37 Abs. 3 AVAVG, die den gewerbs- 
mäßigen Abschluß von Arbeitnehmerüberlassungs- 
verträgen in das Vermittlungsmonopol der Bundes- 
anstalt für Arbeit einbezog und damit verbot, für 
verfassungswidrig erklärt, weil ein Verbot der ge- 
werbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung das Grund- 
recht der Berufsfreiheit (Artikel 12 Abs. 1 GG) zu 
Unrecht einschränke. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts ist ein Verbot nur dann 
gerechtfertigt, wenn geringere Eingriffe in das 
Grundrecht der Berufsfreiheit zur Wahrung über- 
wiegender Gemeinschaftsgüter nicht ausreichen. 

Der Nachweis, daß nur ein Verbot der gewerbsmä- 
ßigen Arbeitnehmerüberlassung geeignet ist, die 
Ordnung des Arbeitsmarktes, die arbeitsrechtliche 
Sicherung und den Sozialversicherungsschutz der 
Leiharbeitnehmer zu gewährleisten, kann aufgrund 
der bisherigen Erfahrungen mit der Durchführung 
des AÜG nicht erbracht werden. 

Die Annahme, Mißbräuche seien auch bei zugelasse- 
nen Verleihern in größerem Umfange nachgewie- 
sen, ist nach den vorliegenden Stellungnahmen 
grundsätzlich nicht berechtigt. In bekanntgeworde- 
nen Einzelfällen wurden die Erlaubnisse widerru- 
fen. 

Der Erfahrungsbericht der Bundesanstalt für Arbeit 
stützt sich im wesentlichen auf Vorgänge in der 
Zeit von Mai bis Oktober 1973. Denn erst seit die- 
sem Zeitpunkt konnte die Bundesanstalt in ausrei- 
chendem Umfang Personal zur Durchführung des 
AÜG einsetzen; bereits im Oktober 1973 wurden 
die Berichte der Landesarbeitsämter abgegeben, auf 
die sich die Stellungnahme der Bundesanstalt 
stützt. 

Die Stellungnahme der Bundesanstalt geht selbst 
davon aus, daß die Durchführung des AÜG im Be- 
richtszeitraum unzulänglich war. 

Die gleichen verfassungsrechtlichen Bedenken, die 
gegen ein völliges Verbot der gewerbsmäßigen Ar- 
beitnehmerüberlassung bestehen, sprechen auch ge- 
gen ein regionales oder sektorales Verbot. Bisher 


konnte in keinem Landesarbeitsamtsbezirk festge- 
stellt werden, daß die Arbeitnehmerüberlassung ei- 
nen besorgniserregenden Umfang angenommen hat. 
Auch die Konzentration der Arbeitnehmerüberlas- 
sung auf bestimmte Gewerbezweige scheint nicht 
derart zu sein, daß nur ein Verbot zur Abwendung 
von Gefahren für die Allgemeinheit ausreichen 
würde. Eine Unterscheidung zwischen zu verbieten- 
der „Leiharbeit" und zuzulassender „Zeitarbeit" 
würde am Fehlen brauchbarer juristischer und tat- 
sächlicher Abgrenzungsmerkmale scheitern. 

2. Weitere Zulassungsvoraussetzungen 

Die Bundesanstalt wünscht, zusätzlich zu den be- 
reits bestehenden Zulassungsvoraussetzungen den 
antragstellenden Verleihern auch den Nachweis ei- 
nes ausreichenden Betriebskapitals aufzuerlegen 
und die Wiederholung eines bereits abgelehnten 
Antrages erst nach Ablauf eines Jahres zu gestat- 
ten. 

Schon jetzt muß ein Antragsteller nach der Gestal- 
tung seiner Betriebsorganisation in der Lage sein, 
die üblichen Arbeitgeberpflichten ordnungsgemäß 
zu erfüllen (Artikel 1 §3 Abs. 1 Nr. 2 AÜG). An- 
tragstellern ohne ausreichende wirtschaftliche 
Grundlage kann daher die Erlaubnis versagt wer- 
den. Allgemein einen bestimmten Kapitalnachweis 
von den Verleihern zu verlangen, ist im Hinblick 
auf die unterschiedliche Größe der Verleihbetriebe 
(vgl. Tabellen 5 a und b) nicht praktikabel. 
Wiederholte unbegründete Anträge desselben An- 
tragstellers können in einem Formularbescheid un- 
ter Verweis auf die Gründe der vorangegangenen 
Bescheide abgelehnt werden. 

3. Subsidiäre Lohnhaftung des Entleihers 

Die Bundesanstalt erwartet eine Erleichterung ihrer 
Überwachungstätigkeit durch einen „Selbstregulie- 
rungseffekt", wenn der Entleiher neben dem Verlei- 
her in jedem Fall subsidiär für den Lohn und die 
Lohnsteuerschulden des Leiharbeitnehmers haf- 
tet. 

Bei unerlaubt tätigen Verleihern haften die Entlei- 
her jedoch bereits jetzt als Arbeitgeber für Lohn- 
und Lohnsteuerschulden (Artikel 1 § 10 Abs. 1 

AÜG). 

Bei den zugelassenen Verleihern würde eine Ge- 
samtschuldnerschaft zweier Arbeitgeber zugunsten 
des Leiharbeitnehmers einen unerwünschten Anreiz 
zur Aufnahme einer Tätigkeit als Leiharbeitnehmer 
darstellen. 

Außerdem erscheint der erwartete Selbstregulie- 
rungseffekt fraglich. Schon jetzt besteht eine Haf- 
tung des Entleihers als selbstschuldnerischer Bürge 
für die Sozialversicherungsbeiträge des Leiharbeit- 
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nehmers. Diese Haftung hat kaum Auswirkungen 
auf die Beschäftigung von Leiharbeitnehmern ge- 
habt, die von zugelassenen Verleihern überlassen 
wurden. Von der Ausdehnung der Lohnhaftung auf 
zugelassene Verleiher ist eine Selbstregulierung 
noch weniger zu erwarten. Der in diesem Zusam- 
menhang immer wieder vorgebrachte Hinweis auf 
die französische Regelung, die eine subsidiäre Haf- 
tung des Entleihers für die Lohnansprüche der Leih- 
arbeitnehmer kennt, geht fehl, weil die rechtliche 
Ausgestaltung des Leiharbeitsverhältnisses im fran- 
zösischen Recht nicht der deutschen Regelung ent- 
spricht. Der Verleiher unterliegt nach französi- 
schem Recht vor allem keiner Zuverlässigkeitsprü- 
fung, er hat seine Tätigkeit vielmehr nur anzuzei- 
gen. 

4. Einbeziehung der Leiharbeitnehmer in 
Tarifverträge des Entieihers 

Leiharbeitnehmer stehen zum Verleiher, nicht aber 
zum Entleiher, in einem Arbeitsverhältnis. Für sie 
gilt daher der Tarifvertrag, dem das Verleih- 
unternehmen unterliegt. Der Leiharbeitnehmer hat 
deshalb keinen Anspruch auf im Entleihbetrieb ge- 
währte tarifliche Leistungen. Wird beispielsweise 
ein Leiharbeitnehmer als Bauarbeiter an einen Bau- 
betrieb verliehen, so unterliegt er nicht den Bauta- 
rifverträgen (vgl. Landesarbeitsgericht Frankfurt 
vom 19. Dezember 1972 — 3 Sa 486/72 — ). Der Leih- 
arbeitnehmer ist also von dem sozialen Schutz der 
auf die Tätigkeit beim Entleiher zugeschnittenen 
tariflichen Regelungen ausgeschlossen. 

Dies ist eine Folge der konsequent durchgeführten 
Zuordnung des Leiharbeitnehmers zum Verleiher 
als Arbeitgeber. Der Leiharbeitnehmer soll nach 
der Konzeption des AÜG nur vorübergehend bei 
demselben Entleiher tätig sein. Durch die Anwen- 
dung des für den Verleiher geltenden Tarifrechts 
wird erreicht, daß für den Leiharbeitnehmer ständig 
die gleichen tarifvertraglichen Regelungen gelten. 
Im übrigen könnte die Anwendung der für die 
Stammarbeitnehmer eines Unternehmens erreichten 
tarifrechtlichen Vergünstigungen auf Leiharbeitneh- 
mer die Tätigkeit der Leiharbeitnehmer, die durch 
die Höhe ihres Lohnes und die ihnen gewährten so- 
genannten Auslösungen gegenüber den Stamm- 
arbeitern bereits bevorzugt sind, noch anziehen- 
der gestalten und damit einen arbeitsmarktpoliti- 
schen unerwünschten Anreiz schaffen, als Leihar- 
beitnehmer tätig zu werden. 

Hinzu kommt, daß die Erlaubnis der Verleiher we- 
der regional noch sektoral beschränkt ist. Die Ver- 
leiher sind daher keinem bestimmten Gewerbebe- 
reich (z. B. dem Baugewerbe) zugeordnet, sondern 
stellen einen eigenen Gewerbebereich dar. 

5. Beschäftigungsverbot bei Arbeitskämpfen 

Bereits anläßlich der Beratungen des AÜG wurde 
die vereinzelt jetzt wiederholte Forderung aufge- 
stellt, die Beschäftigung von Leiharbeitnehmern bei 
einem Streik im Betrieb des Entleihers zu vermie- 
ten. Schon jetzt hat aber der Leiharbeitnehmer das 
Recht, seine Tätigkeit in einem bestreikten Betrieb 


zu verweigern (Artikel 1 § 11 Abs. 5 AÜG). Konkre- 
te Fälle, in denen durch das Tätigwerden von Leih- 
arbeitnehmern Einfluß auf Arbeitskämpfe genom- 
men werden sollte oder es zu sonstigen Schwierig- 
keiten gekommen ist, sind nicht bekannt gewor- 
den. 

6. Erleichterungen der Arbeitnehmerüberlassung 

Selbstverwaltungskörperschaften der Wirtschaft 
und die Verleiherverbände haben Erleichterungen 
der Arbeitnehmerüberlassung angeregt. 

Besonders wird die Frist von drei Monaten für die 
Überlassung desselben Leiharbeitnehmers an einen 
Verleiher als zu starr angesehen. Diese Frist sollte 
danach entweder auf sechs Monate erweitert wer- 
den oder durch eine Klausel ersetzt werden, nach 
der nicht mehr auf die Dauer der Arbeitnehmer- 
überlassung, sondern auf ihren Zweck abgestellt 
wird. Arbeitnehmerüberlassung soll also dann zu- 
lässig sein, wenn sie bestimmten Zwecken dient 
(z. B. der Urlaubsvertretung oder der Überbrückung 
plötzlich aufgetretenen zusätzlichen Arbeitsanfalls) 
oder in bestimmten Tätigkeitsbereichen vorgenom- 
men wird (z. B. Büroarbeit bei Kleinunternehmen 
und Einzelpersonen). 

Die Dreimonatsfrist hat sich jedoch als Hindernis 
für die Besetzung von Dauerarbeitsplätzen durch 
Leiharbeitnehmer bewährt. Sie kann nach dem Be- 
richt der Bundesanstalt auch aus verwaltungstech- 
nischen Gründen kaum entbehrt werden. Bei ihrem 
Wegfall würden die an ihrer Stelle vorgeschlage- 
nen individuellen Voraussetzungen in der Praxis 
kaum nachprüfbar sein. 

Die durchschnittliche Dauer der Tätigkeit eines 
männlichen Leiharbeitnehmers bei einem Entleiher 
betrug im Jahre 1973 21 Tage; die durchschnittliche 
Dauer der Tätigkeit weiblicher Leiharbeitnehmer 
16 Tage. 

Die in diesem Zusammenhang von der Bundesan- 
stalt geforderte gesetzliche Klarstellung, wann eine 
Überlassung durch einen anderen Verleiher an den- 
selben Entleiher der nächsten Überlassung „unmit- 
telbar vorangeht" (vgl. Artikel 1 § 3 Abs. 1 Nr. 6 
AÜG), erscheint überflüssig. Die Bundesanstalt ist 
bei der Durchführung des Gesetzes davon ausgega- 
nen, daß Unterbrechungen, die jeweils weniger als 
ein Viertel der vorangegangenen Überlassungsdau- 
er ausgemacht haben, die neue Überlassung unmit- 
telbar an die vorangehende Überlassung anschlie- 
ßen lassen. Schwierigkeiten haben sich bisher nicht 
ergeben. 

Nach Artikel 1 § 3 Abs. 1 Nr. 3 AÜG ist der Ab- 
schluß eines befristeten Arbeitsvertrages mit dem 
Leiharbeitnehmer unzulässig, es sei denn, daß sich 
für die Befristung aus der Person des Leiharbeit- 
nehmers ein sachlicher Grund ergibt. Dieses Verbot 
soll nach den Wünschen der Verleiherverbände 
aufgehoben werden. 

Diese Erleichterung würde jedoch eine Ausweitung 
der Arbeitnehmerüberlassung ermöglichen, die 
grundsätzlich sozialpolitisch unerwünscht ist, und 
diese Tätigkeit in eine nicht mehr abgrenzbare 
Nähe zur Arbeitsvermittlung rücken. 
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VI. Internationale Entwicklung 


A. Grenzüberschreitende Arbeitnehmerüber- 
lassung 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(EG) berät zur Zeit eine Richtlinie über die soziale 
Sicherung der Leiharbeitnehmer bei grenzüber- 
schreitender Arbeitnehmerüberiassung. Die Verab- 
schiedung dieser Richtlinie ist jedoch fraglich, weil 
vor allem Vertreter aus den Staaten, in denen die 
Arbeitnehmerüberlassung verboten ist, dadurch 
eine allgemeine Sanktionierung der Arbeitnehmer- 
überlassung befürchten. 

Dagegen steht eine einvernehmliche Entschließung 
über die gegenseitige Information und Amtshiife 
der Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung von Miß- 
ständen im Bereich der gewerbsmäßigen Arbeitneh- 
merüberlassung kurz vor der Verabschiedung. 

Die Bundesregierung wird sich weiter dafür einset- 
zen, daß alle Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften, in denen die Arbeitnehmerüberlas- 
sung zulässig ist, dem AÜG vergleichbare Bestim- 
mungen zum Schutz der Leiharbeitnehmer einfüh- 
ren, damit sichergestelit ist, daß die in der Europäi- 
schen Gemeinschaft geltende Freizügigkeit und die 
Freiheit des Dienstleistungsverkehrs bei grenzüber- 
schreitender Arbeitnehmerüberiassung nicht zu 
Nachteilen für Leiharbeitnehmer führen. 


B. Das Recht der EG-Mitgliedstaaten 

Besondere Schwierigkeiten bei der grenzüberschrei- 
tenden Arbeitnehmerüberlassung ergeben sich aus 
der unterschiedlichen Rechtslage in den Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften. 

In Italien und Belgien ist die gewerbsmäßige Ar- 
beitnehmerüberlassung untersagt. 

In Luxemburg fehlt eine gesetzliche Regelung der 
gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung. Dort ist 
nur ein Verleihunternehmen tätig, das eine Verein- 
barung mit dem luxemburgischen Arbeitsministe- 
rium getroffen hat. 

In Dänemark besteht eine Erlaubnispflicht für Ver- 
leiher. Die Arbeitnehmerüberlassung ist nur im 
Handels- und Bürobereich gestattet. Es bestehen 
Schutzvorschriften für Leiharbeitnehmer und ein 
Aufsichtsrecht der Arbeitsmarktbehörden. Wegen 
noch bestehender Mißstände hat der Arbeitsmini- 
ster im November 1973 die Einsetzung eines Aus- 
schusses zur Untersuchung der Zustände auf dem 
Markt der Arbeitnehmerüberlassung veranlaßt. 

In den Niederlanden ist die Arbeitnehmerüberlas- 
sung ebenfalls eriaubnispflichtig. Es bestehen sek- 
torale und regionale Verbote der Arbeitnehmer- 
überlassung, so für den Baubereich in den gesam- 


ten Niederlanden und für Werftbetriebe und metall- 
verarbeitende Betriebe in bestimmten Städten. Die 
Aufsicht führt das Ministerium für soziale Angele- 
genheiten. 

In Großbritannien ist durch ein bereits verabschie- 
detes, aber noch nicht in Kraft getretenes Gesetz 
die Arbeitnehmerüberiassung der Arbeitsvermitt- 
lung gleichgestellt. Sie ist eriaubnispflichtig. Die 
Erteilung der Erlaubnis wird von einer Zuverlässig- 
keitsprüfung des Vermittlers abhängig gemacht. 

In Irland ist zur Ausübung der gewerbsmäßigen 
Arbeitnehmerüberlassung eine Erlaubnis erforder- 
lich, die nach einer Zuverlässigkeitsprüfung erteilt 
wird. 

In Frankreich ist eine Tätigkeit als Verleiher nur 
anmeldepflichtig. Es bestehen jedoch umfangreiche 
Schutzvorschriften für den Leiharbeitnehmer und 
weitgehende Kontrollrechte der Arbeitsbehörden. 
Dennoch war es erforderlich, das Gesetz Nr. 72-1 
vom 3. Januar 1972 über die gewerbsmäßige Arbeit- 
nehmerüberlassung durch das Gesetz Nr. 73-608 
vom 6. Juli 1973 über die Bestrafung von Mißbräu- 
chen bei der Anwerbung und Einstellung von Ar- 
beitskräften zu ergänzen. Seit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ist jede auf Gewinn gerichtete Tä- 
tigkeit, deren ausschließliches Ziel das Verleihen 
von Arbeitskräften ist, verboten, wenn sie nicht im 
Rahmen des Gesetzes Nr. 72-1 ausgeübt wird. Zahl- 
reiche Schutzvorschriften des Gesetzes Nr. 72-1 
wurden auch auf die nicht auf Gewinn gerichtete 
Arbeitnehmerüberlassung für anwendbar erklärt. 

Die unterschiedliche Rechtslage in den Staaten der 
EG verursacht Schwierigkeiten bei der Durchfüh- 
rung des AÜG in Zusammenhang mit Verleihunter- 
nehmen, die ihren Sitz außerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland haben. Zwar ist die Zusammenar- 
beit zwischen der Bundesanstalt und den Behörden 
in anderen EG-Staaten gut. Zur Erleichterung der 
Durchführung könnte jedoch erwogen werden, Ver- 
leiher mit Geschäftssitz in den EG-Staaten zu ver- 
pflichten, bei ihrer Zulassung als Verleiher einen 
inländischen Zustellungsbevollmächtigten zu be- 
stellen. 


C. Die Internationale Arbeitsorganisation 

Es ist zu erwarten, daß die Internationale Arbeits- 
organisation (ILO) aufgrund eines ihr vorliegenden 
Entschließungsantrages der Arbeitnehmervertreter 
verschiedener Nationen das Problem der Arbeit- 
nehmerüberlassung in naher Zukunft behandeln 
wird. Die Bundesregierung wird dabei auf eine 
Klarstellung des Begriffs der Arbeitnehmerüberlas- 
sung in Abgrenzung zur Arbeitsvermittlung hinwir- 
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ken. Damit könnte erreicht werden, daß weitere 
Staaten zumindest das ILO-Ubereinkommen Nr. 96 
über die Abschaffung der auf Gewinn gerichteten 
Arbeitsvermittlung ratifizieren und dadurch auch in 
diesen Ländern insoweit eine Grundvoraussetzung 


VII. Zusammenfassung 


Die bisher nur kurzen Erfahrungen bei der Durch- 
führung des AUG zeigen, daß sich in Teilbereichen 
die soziale Lage der Leiharbeitnehmer und die Ver- 
hältnisse auf dem Arbeitsmarkt verbessert haben. 
In anderen Bereichen versuchen jedoch Entleiher 
und Verleiher mit Erfolg, das AUG zu umgehen 
oder gänzlich zu mißachten. 

Ein allgemeines Verbot der Arbeitnehmerüberlas- 
sung ist — auch unter Abwägung aller rechtlichen 
und tatsächlichen Fakten — zur Zeit nicht geeignet, 
die noch vorhandenen Mißstände abzustellen. Be- 
reits jetzt geben die Verbotsvorschriften des AUG 
ausreichende Möglichkeiten zur Bekämpfung der 
Mißstände. Die Dienststellen der Bundesanstalt 
müssen jedoch in die Lage versetzt werden, das 
AUG noch wirkungsvoller als bisher durchführen 
zu können. Dazu ist ihre enge Zusammenarbeit mit 
den anderen beteiligten Stellen zu verstärken. 


für den sozialen Schutz der Arbeitnehmer geschaf- 
fen wird. Ein etwaiges zusätzliches Übereinkommen 
über die Arbeitnehmerüberlassung müßte die sozia- 
le Sicherung der Leiharbeitnehmer entsprechend 
den Grundgedanken des AUG gewährleisten. 


Zur Erleichterung der Durchführung sind die Be- 
stimmungen des AUG in einigen Punkten zu än- 
dern, damit Umgehungen des Gesetzes verhindert 
und die Möglichkeiten erweitert werden, auch die 
Entleiher zu gesetzmäßigem Verhalten zu veranlas- 
sen. 

Ohne den Beratungen im Deutschen Bundestag vor- 
zugreifen, wird sich die Bundesregierung schon 
jetzt für eine intensivere Durchführung des AUG 
einsetzen sowie die Vorbereitungen für etwaige 
Gesetzesänderungen aufnehmen. 

Sie leistet damit einen Beitrag zum sozialen Schutz 
einer kleinen, aber besonders schutzbedürftigen 
Gruppe der Arbeitnehmer und sichert zugleich das 
Interesse der Wirtschaft an einem ordnungsgemä- 
ßen Arbeitsmarkt. 
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Tabelle 1 


Zahl der überlassenen Leiharbeitnehmei 
jeweils am Monatsende 


1973 

Monat 

Bestand am Monatsende 

Männer 

1 Frauen 

insgesamt 



1. Halbjahr 


Januar 

19 277 

5 525 

24 802 

Februar 

19 906 

6 037 

25 943 

März 

20 550 

6117 

26 667 

April 

20 769 

5 907 

26 676 

Mai 

23 280 

6 672 

29 952 

Juni 

26 566 

7 813 

34 379 



2. Halbjahr 


Juli 

24 828 

8 452 

33 280 

August 

25 067 

8 088 

33 155 

September 

23 138 

7 048 

30 186 

Oktober 

20 999 

6 750 

27 749 

November 

18 195 

6 430 

24 625 

Dezember 

13 837 

5 580 

19417 
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Tabelle 2 a 


Männer 


Zahl der überlassenen Leiharbeitnehmer nach Berufsbereichen 
und Staatsangehörigkeit zum 30. Juni 1973 


BerufsbereichZ-abschnitt der am Stichtag 
ausgeübten Tätigkeit 

überlassene 

Leiharbeit- 

nehmer 

insgesamt 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Belgien/ 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

1 

1 

2 

3 

4 

5 

1 Pflanzenbauer, Tierzüchter, Fischereiberufe .... 

9 

3 

3 

. 

3 

2 Bergleute, Mineralgewinner 

— 

— 

— 

— 

— 

3 Chemiearbeiter, Kunststoffverarbeiter 

74 

45 

3 

3 

3 

4 Metallerzeuger, -bearbeiter 

1 070 

640 

46 

— 

31 

5 Schlosser, Mechaniker und zugeordnete Berufe 

7 188 

4 180 

424 

4 

509 

6 Elektriker 

2 349 

1 385 

155 

8 

155 

7 Montierer und Metallberufe 

1 243 

484 

145 

— 

343 

8 Bauberufe 

6 434 

2217 

621 

128 

1 032 

9 Bau-, Raumausstatter, Polsterer 

4.47 

78 

21 

— 

13 

10 Hilfsarbeiter ohne nähere Tätigkeitsangabe .... 

3 224 

2 402 

112 

51 

232 

11 übrige Fertigungsberufe 2) 

1 004 

488 

111 

1 

182 

12 Technische Berufe 

644 

518 

11 

1 

29 

13 Warenkauf leute 

6 

6 

. — 

— 

— 

14 Organisations-, Verwaltungs-, Büroberufe 

974 

918 

4 

2 

8 

15 Gesundheitsdienstberufe 

7 

6 

— 

— 

— 

16 Allgemeine Dienstleistungsberufe 

67 

52 

1 

— 

11 

17 übrige Dienstleistungsberufe 3) 

1 667 

1 457 

4 

— 

41 

18 Sonstige Berufe 

159 

148 

4 

— 

1 

Zusammen . . . 

26 566 

i 

15 027 

1 665 

198 

2 593 
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Tabelle 2a 


Männer 


davon aus (Summe Spalte 2 bis Spalte 15 = Spalte 1) 

Groß- 

britan- 

nien/ 

Irland 

Däne- 

mark 

Italien 

Griechen- 

land 

Spanien 

Türkei 

Portugal 

Jugo- 

slawien 

Tunesien/ 

Marokko 

übrige 

Länder 

6 

7 

8 

9 

10 

n 

12 

13 

14 

15 

2 

— 

4 

— 

— 

2 

— 

3 

2 

7 

— 

— 

19 

29 

12 

92 

10 

162 

9 

20 

136 

— 

123 

32 

30 

351 

4 

1 164 

48 

183 

5 

— 

40 

12 

2 

79 

3 

386 , 

7 

112 

— 

— 

34 

3 

1 

50 

— 

157 

4 

22 

3 

— 

367 

7 

4 

214 

2 

1 655 

159 

25 

— 

— 

18 

1 

— 

6 

— 

295 

10 

5 

3 

— 

85 

6 

7 

77 

— 

168 

8 

73 

2 

— 

12 

6 

17 

34 

— 

130 

1 

20 

1 

— 

3 

7 

— 

9 

— 

19 

4 

42 

2 

— 

3 

— 

1 

1 

— 

— 

3 

— 

33 

2 

— 

19 

1 

5 

2 

93 

■ — 

20 

1 . 

4 

1 

20 

— 

— 

— 

1 

T 

— 

— 

2 

— 

2 

156 

— 

727 

110 

78 

1 007 

19 

4 164 

257 

565 
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Tabelle 2b 


Männer 


Zahl der überlassenen Leiharbeitnehmer nach Berufsbereichen 
und Staatsangehörigkeit zum 31. Dezember 1973 


Beruf sbereichZ-abschnitt der am Stichtag 
ausgeübten Tätigkeit 

überlassene 
Leiharb eit- 
nehmeV 
insgesamt 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Belgien/ 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

1 

1 

2 

3 

4 

5 

1 Pflanzenbauer, Tierzüchter, Fischereiberufe .... 










2 Bergleute, Mineralgewinner 

— 

— 

— 

— 

— 

3 Chemiearbeiter, Kunststoffverarbeiter 

51 

46 

1 

— 

1 

4 Metallerzeuger, -bearbeiter 

558 

357 

51 

— 

33 

5 Schlosser, Mechaniker und zugeordnete Berufe 

4 465 

3 055 

283 

1 

324 

6 Elektriker 

1 424 

975 

87 

1 

112 

7 Montierer und Metallberufe 

677 

402 

56 

— 

76 

8 Bauberufe 

1 961 

967 

235 

4 

334 

9 Bau-, Raumausstatter, Polsterer 

139 

77 

40 

— 

7 

10 Hilfsarbeiter ohne nähere Tätigkeitsangabe .... 

1 851 

1 417 

97 

56 

68 

11 übrige Fertigungsberufe 2) 

655 

472 

43 

— 

27 

12 Technische Berufe 

457 

413 

3 

— 

8 

13 Warenkauf leute 

2 

2 

— 

— 

— 

14 Organisations-, Verwaltungs-, Büroberufe 

553 

534 

— 

1 

3 

15 Gesundheitsdienstberufe 

4 

4 

— 

— 

— 

16 Allgemeine Dienstleistungsberufe 

83 

81 

— 

— 

— 

17 übrige Dienstleistungsberufe 3) 

919 

800 

4 

— 

59 

18 Sonstige Berufe 

38 

36 

— 

— 

— 

Zusammen . . . 

13 837 

9 638 

r 

900 

63 

1 052 
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Tabelle 2b 


Männer 


davon aus (Summe Spalte 2 bis Spalte 15 = Spalte 1) 

Groß- 

britan- 

nien/ 

Irland 

Däne- 

mark 

Italien 

Griechen- 

land 

Spanien 

Türkei 

Portugal 

Jugo- 

slawien 

Tunesien/ 

Marokko 

Übrige 

Länder 

6 

i 7 

1 8 

1 9 1 

1 10 1 

11 1 

12 i 

13 1 

1 14 1 

1 15 






















— 

— 

1 

18 

6 

5 

27 

1 

2 

43 

7 

10 

41 

— 

100 

26 

21 

89 

6 

433 

9 

77 

7 

— 

33 

9 

2 

33 

1 

130 

3 

31 

74 

— 

7 

3 

1 

11 

— 

43 

1 

3 

1 

— 

136 

13 

86 

2 

3 

44 

1 

33 

6 

205 

4 

20 

1 

28 





15 

6 

1 

42 

2 

25 

— 

6 

1 

2 

35 

— 

36 

1 

7 

— 

— 

1 

1 

2 

— 

4 

1 

1 

5 

2 

2 

18 

11 

— 

— 

17 

1 

4 

1 

19 

1 

— 

5 

1 

— 

1 

10 

148 

— 

419 

69 

41 

298 

16 

947 

29 

217 
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Tabelle 3a 


Frauen 


Zahl der überlassenen Leiharbeitnehmer nach Beriifsbereichen 
und Staatsangehörigkeit zum 30. Juni 1973 


BerufsbereichZ-absdinitt der am Stichtag 
ausgeübten Tätigkeit 

überlassene 

Leiharbeit- 

nehmer 

insgesamt 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Belgien/ 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

1 

1 

2 

3 


5 

1 Pflanzenbauer, Tierzüchter, Fischereiberufe ... 











2 Bergleute, Mineralgewinner 

— 

— 

— 

— 

— 

3 Chemiearbeiter, Kunststoffverarbeiter 

9 

7 

— 

— 

— 

4 Metallerzeuger, -bearbeiter 

41 

9 

24 

— 

— 

5 Schlosser, Mechaniker und zugeordnete Berufe 

78 

36 

24 

— 

— 

6 Elektriker 

7 

5 

1 

— 

— 

7 Montierer und Metallberufe 

8 

7 

— • 

— 

— 

8 Bauberufe 

— 

— 

— 



— 

9 Bau-, Raumausstatter, Polsterer 

— • 

— 

— 

— 

— 

10 Hilfsarbeiter ohne nähere Tätigkeitsangabe .... 

107 

54 

25 

— 

14 

11 übrige Fertigungsberufe 2) 

46 

40 

— 

— 

— 

12 Technische Berufe 

91 

87 

— 

— 

— 

13 Warenkaufleute 

6 

5 




14 Organisations-, Verwaltungs-, Büroberufe 

7 084 

6 854 

22 

6 

20 

15 Gesundheitsdienstberufe 

48 

45 

— 

— 

— 

16 Allgemeine Dienstleistungsberufe 

39 

39 

— 

— 

— 

17 übrige Dienstleistungsberufe 3) 

244 

232 

1 

— 

— 

18 Sonstige Berufe 

5 

3 

— 

— 

— 

Zusammen . . . 

7813 

1 7 423 

97 

6 

34 
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Tabelle 3a 

Frauen 




davon aus 

(Summe Spalte 2 bis Spalte 15 = Spalte 1) 



Groß- 

britan- 

nien/ 

Irland 

Däne- 

mark 

Italien 

Griechen- 

land 

Spanien 

Türkei 

Portugal 

Jugo- 

slawien 

Tunesien/ 

Marokko 

übrige 

Länder 

6 

! 7 

1 8 

1 9 

1 10 1 

i 11 1 

12 1 

13 1 

14 1 

15 













— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

— 

1 

— 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

— 

— 

— 

15 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

1 

7 

— 

2 

— 

— 

— 

3 

— 

— 

— 

1 

— 

2 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

12 

3 

6 

3 

2 

2 

1 

9 

— 

144 

1 

1 

— 

I 

: 

— 





1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

10 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

1 

13 

4 

6 

16 

2 

8 

2 

40 

1 

161 
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Tabelle 3b 


Frauen 


Zahl der überlassenen Leiharbeitnehmer nach Berufsbereichen 
und Staatsangehörigkeit zum 31. Dezember 1973 


BerufsbereichZ-absdinitt der am Stichtag 
ausgeübten Tätigkeit 

überlassene 

Leiharbeit- 

nehmer 

insgesamt 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Belgien/ 

Luxem- 

bürg 

Nieder- 

lande 

1 

t 

2 

3 

4 

5 

1 Pflanzenbauer, Tierzüchter, Fischereiberufe .... 









— 

2 Bergleute, Mineralgewinner 

— 

— 

— 

— 

— 

3 Chemiearbeiter, Kunststoffverarbeiter 

5 

5 

— 

— 

— 

4 Metallerzeuger, -bearbeiter 

4 

2 

— 

— 

— 

5 Schlosser, Mechaniker und zugeordnete Berufe 

43 

42 

— 

— 

— 

6 Elektriker 

3 

2 

— 

— 

— 

7 Montierer und Metallberufe 

17 

17 

— 

— 

— 

8 Bauberufe 

14 

13 

— 

— 

— 

9 Bau-, Raumausstatter, Polsterer 

— 

— 

— 

— 

— 

10 Hilfsarbeiter ohne nähere Tätigkeitsangabe .... 

47 

40 

— 

— 

— 

11 übrige Fertigungsberufe 2) 

50 

45 

— 

— 

— 

12 Technische Berufe 

87 

80 

— 

— 

— 

13 Warenkaufleute 

16 

15 

— 

— 

— 

14 Organisations-, Verwaltungs-, Büroberufe 

5 058 

4 923 

22 

3 

12 

15 Gesundheitsdienstberufe 

21 

20 

— 

— 

— 

16 Allgemeine Dienstleistungsberufe 

47 

47 

— 

— 

— 

17 übrige Dienstleistungsberufe 3) 

133 

131 

— 

— 

— 

18 Sonstige Berufe 

35 

35 

— 

— 

— 

Zusammen , . . 

5 580 

5 417 

22 

3 

12 
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Tabelle 3b 

Frauen 




davon aus (Summe Spalte 2 bis Spalte 15 = Spalte 1) 



Groß- 

britan- 

nien/ 

Irland 

Däne- 

mark 

Italien 

Griechen- 

land 

Spanien 

Türkei 

Portugal 

Jugo- 

slawien 

Tunesien/ 

Marokko 

übrige 

Länder 

6 

f 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

— 

— 

— 

— . 

— 

— 

— 

— 





— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 





I 

1 




— 

: 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

1 

— 

2 

— 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

2 

— 

1 

— 

— 

1 

2 

— 

— 

— 

2 

— 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

11 

2 

9 

4 

2 

1 

1 

5 

— 

63 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

- — 

— 

— 

— 

— 

12 

2 

12 

8 

6 

4 

1 

11 


70 


27 
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Tabelle 4 


Dauer der im Jahre 1973 beendeten Arbeitsverhältnisse 
zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer 


Dauer des Arbeitsverhältnisses 

Männer 

v.H. 

Frauen 

V. H. 

weniger als 1 Woche 

19,3 

11,3 

1 bis unter 2 Wochen 

12,6 

11,9 

2 bis unter 3 Wochen 

10,1 

12,0 

3 Wochen bis unter 1 Monat 

11,5 

14,3 

1 bis unter 2 Monate 

17,8 

22,6 

2 bis unter 3 Monate 

11,8 

11,4 

3 bis unter 6 Monate 

10,0 

10,6 

6 Monate bis unter 1 Jahr 

4,6 

4,5 

1 Jahr und mehr 

2,3 

1,4 


Tabelle 5a 


Verleiher nach Zahl der Leiharbeitnehmer und nach Landesarbeitsamtsbezirken 

zum 30, Juni 1973 

Zahl der Verleiher 


Zahl der 

Leiharbeitnehmer 

Sdiles- 

wig- 

Hol- 

stein 

Ham- 

burg 

Nieder- 

sachsen 

Bremen 

Nord- 

rhein- 

West- 

falen 

Hessen 

Rhein- 

land- 

Pfalz 

Saar- 

land 

Baden- 

Würt- 

temberg 

Nord- 1 

Süd- 

Berlin 

ins- 

gesamt 

bayern 

0 

5 

4 

20 

4 

11 

6 

5 

3 

4 

62 

1 bis 9 

33 

32 

107 

22 

47 

25 

11 

13 

11 

301 

10 bis 19 

18 

15 

73 

9 

35 

13 

3 

6 

9 

181 

20 bis 49 

19 

16 

89 

23 

30 

21 

4 

15 

17 

234 

50 bis 99 

12 

14 

50 

14 

29 

4 

0 

10 

12 

136 

über 100 

4 

9 

23 

8 

7 

5 

1 

5 

7 

69 

Fehlanzeige 

53 

47 

48 

60 

36 

10 

7 

14 

6 

281 


144 

137 

410 

140 

186 

84 

31 

66 

66 

1 264 
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Tabelle 5b 


Verleiher nach Zahl der Leiharbeitnehmer und nach Landesarbeitsamtsbezirken 

zum 31. Dezember 1973 

Zahl der Verleiher 


Zahl der 

Leiharbeitnehmer 

Schles- 

wiq- 

Hol- 

stein 

Ham- 

bürg 

Nieder- 

sachsen 

Bremen 

Nord- 

rhein- 

West- 

falen 

1 

Hessen 

Rhein- 

land- 

Pfalz 

Saar- 

land 

Baden- 

Würt- 

temberg 

Nord- 1 Süd- 

Berlin 

ins- 

gesamt 

bayern 

0 

14 

22 

73 

12 

36 

10 

8 

6 

12 

193 

1 bis 9 

37 

28 

108 

21 

54 

23 

4 

17 

13 

305 

10 bis 19 

13 

20 

71 

10 

28 

17 

3 

8 

8 

178 

20 bis 49 

16 

12 

68 

14 

29 

17 

4 

10 

14 

184 

50 bis 99 

5 

4 

22 

7 

8 

5 

1 

3 

5 

60 

über 100 

2 

6 

7 

3 

1 

2 

0 

3 

4 

28 

Fehlanzeige 

36 

47 

69 

38 

38 

16 

11 

27 

3 

285 


123 

139 

418 

105 

194 

90 

31 

74 

59 

1 233 
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